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Die Eingliederung Schleswig-Holsteins als Provınz iın den
preußischen Staat brachte nıcht NUur 1mM politischen un: verwal-
tungsmäßßigen Bereich, sondern auch 1n der kirchlichen Organı-
satıon eine Veränderung mıt sıch Wiıe in den anderen He

Preußen hinzugekommenen Provinzen Hannover und Hessen-
Nassau wurde auch die schleswig-holsteinische Landeskirche 1N-
sofern der preulsischen Staatsverwaltung unterstellt, als der
preußßische König der „SUMMUS ep1SsCopus ” wurde un der Minister
der geistlıchen, Medizinal- un Unterrichtsangelegenheiten als
kirchlıche Zentralbehorde die Oberaufsicht tuührte. Das hatte dıe
Errichtung eiıner irchlıchen Mittelbehörde, eben des Konsistoriums
In Kıiel, Z11 Folge Waiıchtig ist aber dabei, bemerken, dafß dıe
kirchliche Selbständigkeit der Landeskirche erhalten blieb; dıe Kıir-
chenordnungen VO  — 1542 un: 1665 wurden 1ın keiner Weise
getastet.

urch Erlafß einer königlichen Verordnung VO September
S67 wurde dıe Errichtung des Konsistoriums verfügt: „Für dıe
Herzogtümer Schleswig un Holstein”, heißt es darın, BK eın
v.-lutherisches Consistoriıum in jel unter Leitung eines weltlichen
Vorsıitzenden einzurichten, welchem die beiden für Holstein un
Schleswig fungıerenden Generalsuperintendenten un sovıel geist-
ıche und weltliche ate aus beiden Bezirken, als das Bedürfnis
erheischt, beizuordnen S1N!  d“ Der Wirkungskreıs dieser
Behörde wırd folgendermaßen umriıssen: Beaufsichtigung und
Leıitung der gesamten evangelisch-lutherischen Kirchenangelegen-
heiten, soweıt nıcht nach den den Geschäftskreıis der kRegierungen
normiıerenden Bestimmungen einzelne Gegenstäande und Ange-
legenheıten dieser Art dem amtlichen Wirkungskreise dıeser
letzteren gehoren. „Vorgesetzte Behörde“”, heißt Schlußß,
SE bis auf weıteres Unser Minister der geistlıchen, Medizinal-
un: Unterrichts-Angelegenheiten.“

Unter dem Marz 1868 konnte die „Kieler Zeıtung” ıhren
Lesern die Maärz erfolgte Ernennung des Präsidenten des
NECUuU errichtenden Consistoriums für Schleswig-Holstein 1n der



W ilhelm

Person des bisherigen Oberappellationsgerichtsrats Friedrich
Mommsen mitteilen. Wenige Tage spater wußte das gleiche Blatt

berichten, dafß nach Ostern das Provinzial-Kirchenkonsistorium
für Schleswig-Holstein installiert un:! 1n 1e] seinen Sıtz nehmen
werde. „Der zukünfitige Präsident des Collegiums, Öberappella-
tionsgerichtsrat Mommsen, weilt schon seı1t einıgen Tagen hier,

die Einleitungen treffen.“ Am 21 April 1868 werden bereıts
die Namen der Mitglieder des Consistoriums genannt Es S1IN!  d:
Neben dem Präsıdenten der Bischof für Holstein, Dr Koopmann;
der Generalsuperintendent für Schleswig, Dr. Godt:; ferner als

Itzehoe:; KlosterpredigerKonsistorialräte Propst Versmann,
Rendtorff, Preetz; Hauptpastor Jensen, Kiel, un Dr Jur

Chalybäus als Justitiar. „Niıcht ber wird, W1e INa  $ früher
annahm, ein Mitglied der Theologischen Fakultät uUunseIecer Uni-
versıtat dem Consistorıum angehören” (Kieler Zeitung).

Das Konsistorium ahm 28 Mai 1868 se1ine Tatigkeıt auf
un wandte sıch unter dem Junı mıt der nachstehenden „An-
sprache die (Gremeinden un Prediger” 1mM Lande

„ Wır halten fest dem alten Glauben uUunNnNseTCI Väter als eiınem
teuren Erbe Den Schatz, welchen unseTe evang.-luth. Kırche 1n der
ungeanderten Augsburgischen Contession besıtzt, halten WITr hoch
un theuer un: werden iıhn unter Gottes gnadıgem Beistand

Kırche bewahren.
ber auf der anderen Seite sind WIT auch der Überzeugung,

da{fß die Ireue das Bekenntnis unserer ev.-luth. Kırche das
brüderliche Verhäaltnis die anderen evangelıschen Kirchen
nıcht ausschlie{(t. Unsere Schleswig-Holsteinische Kırche hat bisher
das Gemeinsame, welches die verschiedenen evangelischen Kirchen
verbindet, nıcht der Differenzpunkte willen zurückgestellt oder
Sar VETSCSSCH, un iıhre Diener haben den Reformierten den
Orten, keine reformierten (GGemeinden S1 tfanden, bereitwillig
Handreichung geleıstet. Dafß 1€Ss Verhältnis, W1€e 6S siıch 1mM Laufe
der Zeiten gebildet hat, auch fernerhiıin sıch ungetrübt erhalte, ist

innıger Wunsch Und 16 fester WIT unls davon überzeugt
halten können, da{fß der Bekenntnisstand unserer theuren CVaAa

gelisch-lutherischen Kirche ın Schleswig-Holstein gewahrt bleibt,
Je unbedingter das Vertrauen ist, welches das Königliche Wort 1ın
der Allerhöchsten Proklamation VO 19 Januar vorıgen Jahres:
‚Die Diener der Kirche werden auch fernerhın dıe Bewahrer des
vaterlichen Glaubens se1n‘ u11l einflößt, desto mehr dürtfen WIT uns
der Hoffnung hingeben, dafß unNseTec lutherische Landeskirche auch
in Zukunft ın der vorerwähnten Beziehung ıhren bisherigen (C'ha-
rakter bewahre.“

In dieser Ansprache, die in dem jetzt B  a herausgekommenen
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Geschichte des Kieler Konsistoriums

„Kirchlıchen Amtsblatt des Kgl Evangelisch-lutherischen Con-
sistorıums 1ın jel“ ( Jahrgang 1868 veroöffentlicht wurde, WAar also
hinsıchtlich des Bekenntnisstandes un des innerkirchlichen Lebens
dıe Bewahrung des Althergebrachten garantıert.

Wenn irgendwo EeLWASs Neues geschaffen wird, ann melden
sich auch ımmer gleich die Stimmen der Kritik. So WAar s auch be1
der Errichtung des Kieler Konsistoriums. Am deutlichsten ist diese
Kritik ausgesprochen 1n den Bemerkungen, die Generalsuper-
intendent Kaftan iın seinen „Erlebnissen und Beobachtungen”
ber das Kieler Konsistorium gemacht hat Er meınte, da{fß sich
durch dıe Verflechtung der beiden Generalsuperintendenten als
geborene Mitglieder 1n das Konsistorium und damıt 1ın die Büro-
kratie eine höchst unklare Stellung ergeben habe, die 1U be1
gegenseıtigem gutem Willen Konflikte vermeıden lasse. Die (se-
neralsuperintendenten seıl1en in der freien Entfaltung iıhrer Tätig-
keit dadurch beengt, un die Bürokraten empfanden die General-
superintendenten als eın störendes Element, W as S1Ee „nach der
reinen Lehre der Bürokratie diese kennt 1Ur technische Beamte
der regıerenden Juristen auch OTAaus der Bürokratie,
ob bewußt oder unbewußt, die Neigung erwuchs, S1e auf gehobene
Konsistorialräte herabzudrücken. Nur als solche S1e der
Bürokratie verständlich und genießbar” Kaftan sagte weıter, 16
mehr 1mM Lande das Schleswig-Holsteinische zurücktrat un je wel-
ter WIT uns VO unseren alten Gepflogenheiten entfernten,
mehr habe sich die preußische Konsistorialschablone auch be1 uns

durchgesetzt. Die Vermehrung der Konsistorialgeschäfte führte
einer erhöhten ahl der Juristen, un 1n der Juristenwelt selbst
wurde der Konsistorialdienst als nebenzweıiglicher Staatsdienst
angesehen un dadurch nıedriger eingeschätzt. Der Präsident des
Konsistoriums aber WAar ausdrücklich der (sarant des Staats-
interesses, als solcher bestellt un mıiıt einem Vetorecht ausgestatte
für den Fall, dafß einen VO  —$ seinen Wünschen abweichenden
Beschluß des Kollegiums als den Staatsinteressen widersprechend
ansah.

Wenn INa diese kritischen Bemerkungen heute liest, mu{fß na
sıch zweiıerle1 vergegenwartıgen. Eınmal, dafß Ss1C 1ın eine eıt
hineinreichen, 1n der noch mancherlei schleswig-holsteinische Vor-
behalte die Eingliederung 1n den preußischen Staat VOTI-
handen Sodann, daf eine ausgesprochen kirchliche
Persönlichkeit WI1e Kaftan jede VO Verwaltungsmälßßigen oder
„Bürokratischen“ her getroffene Mafßnahme als lästıg un e1n-
engend empfinden mufte

Waiıchtig für die Arbeıt des Konsistoriums WAar CS, welcher
Mann der Spiıtze dıeser Behörde stand Mit der Persönlichkeit
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des ersten Präsiıdenten Friedrich OommSsen übernahm ein Schles-
wig-Holsteiner dıe Leitung der iırchlichen Verwaltung. Mommsen
wurde Januar 1818 1n Flensburg als Sohn des Kaufmanns
Fedder Mommsen un seiıner FEhefrau Helena Maria geb (Gör-
rıssen geboren, studıerte Rechtswissenschafit der Universitat
Kıel, WarTr von 1848 b1ıs 1851 hef des Justizdepartements iın jel
un: unterschrieb 1849 eine Erklärung der Geistlichkeit des Her-
zogiums Schleswig Empörergelüste in Schleswig-Holstein.
Von 1858 bis 1864 wirkte als Professor der Rechte in Göttingen,
wurde annn als Appellationsgerichtsrat nach Schleswig zurück-
berufen un kam TEe1 Jahre spater das Oberappellationsgericht
für die Proviınzen 1ın Berlin. Unter dem März 158068 e-

1e1 Am 95. Oktober 1876 erhielt die Wüuürde eines Ehren-folgte seine Ernennung ZU Präsidenten des Konsistoriums in

doktors der Universitat Kiel, re1l Jahre spater wurde infolge
Verlegung des Oberpräsidiums nach Schleswig Kurator der NI
versıtat un: 1884 Mitglied des reußischen Staatsrats.

Über ZWaNZıg Jahre hat Mommsen der Spiıtze des Konsısto-
riums gestanden, das bei seinem Übertritt in den Ruhestand 1891
neben ihm folgende Besetzung autwies: die beiden Generalsuper-
intendenten Iheodor Kaftan un Dr Jensen, annn als Kon-
sistorjalräte theol Schwartz, Propst in Garding;
Clausen, Pastor in Brügge; Soltau, Superintendent iın Ratze-
burg; K. Fr. O. Müller un als Konsistorialassessor K. Klügel.
Außerordentliche Mitglieder gemälß der Kirchengemeinde-
un: Synodalordnung Von 1876 für gewI1sse Angelegen-
heıten die Miıtglieder des Ausschusses der Gesamtsynode, Landrat

Willemoes-Suhm, Segeberg; Geheimer KRegierungsrat Freiherr
VO  - Heıintze, Landrat des Kreises 1e1 un: Bordesholm., un Pastor
retersen, Steinbek. Zum Ressort des Konsistoriums gehörten da-
mals das Theologische Examinations-Kollegium. dessen Vorsıitz
Mommsen hatte und dem die geistlichen Mitglieder des Konsısto-
r1ums angehörten, SsSOWI1e eın Mitglied der Theologischen Fakultät,
Hauptpastor Neelsen, Öttensen, un!: Propst K  1er, J1ondern, terner
die Ernennung der Kıirchenpröpste un! die Aufsıcht ber das
Predigerseminar für Nordschleswig 1n Hadersleben.

Mommsen starb auf eiıner Reise in Rom Februar 18992
Den Nachruf darge iın der Friedhofskapelle 1e] hielt Pastor
Clausen. Euıne „vielseıtig angelegte Natur, die mıt der Schärfe des
Verstandes auch die Tiefe des (semüts verband, eıne 1ebens-
wüurdige, durchaus irenische Natur, wortkarg nach außen un
rückhaltend in der Außerung seiner Gefühle, ein konfessioneller
Mann 1m strengen Sinne dieses Wortes“ WAar mıt ıhm heimgegan-
SCHN Das „Schleswig-Holstein-Lauenburgische Kırchen- un Schul-
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blatt“” wıdmete dem ersten Präsiıdenten des Konsistoriums einen
Nachruf, 1n dem hieß 95  Is 6s galt, unseIrc Landeskirche nach
Einverleibung 1in den preußischen Staat NCU organısieren,
konnte ohl eın geeıigneterer Mann die Spiıtze der kirchlichen
Verwaltung gestellt werden. Mommsen WAar ein schr gelehrter
Jurist ein ausgezeichneter Kenner des kanonischen Rechtes.
Auf dem Gebiete des Eherechts hat noch 1mM hohen Alter For-
schungen angestellt Auch seıne theologische Bildung befähigte
iıh 1n SaNz besonderer W eise für das Amt eines Konsistorial-
präsıdenten. Die Hymnologie War se1n Lieblingsstudium In
bewegter eıt hat mıt tester Hand das Steuer gehalten. Momm-
SCn WAarTr eıne vornehme Natur, un das Streiten un Agitieren auf
kirchlichem Gebiete War ıhm in der Seele zuwıder Mit ihm ist
einer der Besten unserIecs Landes geschieden.”

Die Hauptaufgabe der Kirchenbehörde bestand 1U

zunächst einmal darın, der Kirche in Schleswig-Holstein eine Ver-
fassung geben Das geschah durch den VO Landeskonsistoriıum
ausgearbeiteten Entwurf einer Gemeindeordnung, der durch
könıglichen Erlafß VO August 18569 Rechtskraft erhielt un
die Verhältnisse der Kirchengemeinden regelte. Als Organe WUuT-

den für dıe Einzelgemeinde der Kirchenvorstand und dıe (se-
meindevertretung bestimmt. Die Cu«cC Ordnung lehnte sich die
rheinisch-westfälische Kirchenordnung d und sS1e vermıed CS, wı1e

1n den östlıchen Provinzen Preußens Brauch WAar, den Kirchen-
patronen das echt zuzugestehen, eigene Kirchenvorsteher e_

LIECNLCHN un persönlich oder durch Einsicht in die Protokolle VO  -

den Verhandlungen Kenntnis nehmen. Der Herausgeber des
„Kirchen- un! Schulblattes”, Pastor 'Theodor Tess, bemerkte azu
(23 August 1869 „Alle, welche eıne freiheitliche Entwicklung
unNnNseTeTrT Kirche wünschen, werden die CcCu«c Ordnung mıt ank-
barkeit un!' Anerkennung entgegennehmen. S1ie g1ibt der Ge-
meıinde selbst, nıcht bloß einzelnen bevorrechtigten Personen oder
Klassen in ıhr das Recht, die irchlichen Gemeindeangelegenheiıten
innerhalb der gesetzlichen renzen selbst verwalten. Und w1e
dieser Grundsatz ausdrücklich in den ersten Paragraphen an-

estellt ist, ist der weıtere Autbau 1m einzelnen durchweg ın
bereinstimmung damıt vollzogen.”
Dieser Erlafß wurde annn die Grundlage für dıe unter dem
November 1876 erlassene „Kirchengemeinde- un Synodal-

ordnung”. Die einzelnen Bestimmungen dieser Ordnung
1er besprechen, ist nıcht der Ort Es genugt, auf die für das
Konsistorium wichtige Anordnung ın hinzuweısen, daß „als
außerordentliche Mitglieder des Konsistorıi1ums für gyeEWI1SSE AÄAn-
gelegenheiten die Mitglieder des Ausschusses der Gesamtsynode
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velten‘ hätten. Die Gesamtsynode agte alle TEe1 Jahre Der
Präsıdent des Konsistoriums hatte die Aufgabe, s1€e als „König-
lıcher Kommissar“ eröffnen, ehe INa  - ZUT Wahl des Präsıdiums
schrıtt. Von dem ersten Konsistorialpraäsıdenten wird berichtet,
dafß bei diesen Eröffnungsreden se1ıne uhe un Sicherheit, se1in
gesundes Urteil un seine scharfe Auffassungsgabe auf alle Miıt-
glieder der Synoden, auch auf diejenıgen, die seınen theologischen
und iırchlichen Meinungen terner standen, den tiefsten Eindruck
gemacht hätten.

In dıe gleiche eıt fiel annn auch dıe Kıngliederung Lauenburgs
in die kirchliche Verwaltung. Dieses kleine Herzogtum hatte durch
seine Geschichte lange eıt eıne Sonderstellung eingenommen.
Nachdem 1U Schleswig-Holstein in den preufßfßıischen Staatsver-
band eingeglıedert WAärL, ergab sıch für die preulßische Keglerung
die Frage der Kingliederung Lauenburgs als eiıne selbstverständ-
ıche Folge ber diıese staatlichen Vorgänge hat Oswald Hauser
1n seiner Darstellung „Provinz 1mM Königreich Preußen“ 1mM achten
Band, erste Lieferung der „Geschichte Schleswig-Holsteins”
(S ausführlich berichtet. Das Vorgehen Preußens bel den
Verhandlungen, die sıch ber Jahre hinzogen un: erst 1876 7A1
Abschlufß kamen, wird als behutsam un unter Wahrung der
Sonderrechte Lauenburgs bezeichnet. Einde Januar 1876 wurde
den zustandıgen Stellen eın Gesetzentwurf für die admıiınıstratıven
Fragen un ein Vertragsentwurf für die vermögensrechtlichen
Dinge vorgelegt, un Juni des gleichen Jahres wurde das
„Gesetz betreffend die Vereinigung des Herzogtums Lauenburg
mıt der Preußischen Monarchie“ verkündet. Das Herzogtum
Lauenburg erhielt den Namen „Kreıis Herzogtum Lauenburg”.

Bis dıesem Zeıtpunkt hatte 1n Lauenburg ein eigenes Kon-
sıstorıum bestanden, das sıch 1568 W1€e folgt zusammensetzte:

der Reglierungspräsident; eın Herrschattlicher Assessor: Kam-
merherr W: Linstow:;: e1InNn Ritterschaftlicher Assessor: Landrat VO
Wıtzendorfi: eın Eirster geıistlıcher Assessor: Superintendent
Dr theol Broemel: eın zweıter geistlicher Assessor: Konsısto-
rialassessor Pastor Genzken 1n Schwarzenbek. 1875 WAar Geheimrat
H. von Linstow Präsident dıieses Konsistor1ums, als Mitglieder
wıirkten Landrat VO  =) Witzendorff, Superintendent Dr Broe-
mel  9 terner als Erster geistliıcher Assessor Pastor Genzken SOWI1E
eiIn Zweiter geistlicher Assessor und als Sekretär Justizrat Ro-
mundt Dieses eıgene Konsistorium wurde 1576 aufgehoben, e1in
Geistlicher Lauenburgs trat als Mitglied un: Konsistorialrat INn das
Kıeler Konsistorium eın 1891 WAar 1€s der Ratzeburger Super-
intendent F. J. Soltau. |JDer CC kirchliche Bezirk erhielt den
Namen „duperintendentur Lauenburg“”.
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Noch ın Mommsens Amtsperiode fiel die erste Auseinander-
setzung mıt dem Fortschreiten des kırchlichen Liberaliısmus, W1€ CS
sıch namentlich in Eiderstedt un Dithmarschen zeigte. Hier hatte
der Pastor uhl mıt einıgen Gesinnungsgenossen einenn_
ten „Kıirchlichen Wahlverein“ gegründet und 1ın einer Zeitschrift
„Evangelischer Gemeindebote“ ıberale theologische Auffassungen
vertreten. Das Konsıistor1ium hat anfanglıch diese lıberalen Re-
YuNSsSeCN ruhig gewähren Jassen, Ja eiıner VO  $ den orthodoxen Geg-
ern die Kıirchenbehörde gerichteten Aufforderung ZUT mts-
entsetzung diıeser Pastoren nıcht stattgegeben. Dann aber erließ CSs

die Geistlichen Kühl, UOldensworth, Wol{ff, Kotzenbull, und
Harder, Hemmingstedt, ein Verbot, ach dem iıhnen eiIn offent-
liches Auftreten 1in Vereinsversammlungen als Redner ber reli-
o10SE Fragen ohne Kınwilligung des ÖOrtspastors untersagt wurde.
Die Liberalen sahen darın eine Beschneidung des Rechts der Meı-
nungsfreıheıit. ber eine Petition der anderen Seite das Kon-
siıstorıum forderte eın diszıplınarısches Einschreiten. Das geschah
ann auch, und 15580 erhielt der Pastor uhl Veröffent-
lıchung eines Artikels „Gott ist der allmächtige Schöpfer” einen
Verweiıs.

Ebenso WAar C® notıg, den Dıakonus Dıekmann, Wessel-
buren, einzuschreiten der Veröffentlichung eines Artikels
„Der biblische Geschichtsunterricht in der Volksschule“ in der
Schleswig-Holsteinischen Schulzeitung. Er erhielt einen ernsten
Verweiıis. In einer Kesolution des Konsistoriums Diekmann
AaUuUSs dem Jahre 1878 wurde festgelegt, dafß die Pastoren siıch nıcht
auf die theologısche Fassung der Augustana verpflichten, sondern
auf ıhren Glaubensgehalt, den S1€e „mıit den begrifflichen Hıiılfs-
miıtteln iıhrer eıt sıch anzueignen und den Begriffen ihrer Hörer
nahezubringen haben“

Neben der Führung der laufenden Verwaltungsgeschäfte hatte
sıch das Konsistorium naturlıch auch mıt der Vorbereitung der
Gesetzesvorlagen für dıe Gesamtsynode befassen. Dazu gehör-
ten die Stolgebührenordnung, die Frage der Emeritierung
der Pastoren, die Reliktenfürsorge, dıe Pfarrbesoldung un dıe
Fınriıchtung VO  —; Pfarrbezirken. Hıerzu erging Januar
1891 elne Konsistorialverfügung ber dıe Errichtung VO  ® Pfarr-
bezirken 1m Interesse der deelsorge und derjenıgen Gemeinden,
1in welchen mehrere Pastoren amtieren. Das 1el dieser Verfügung
WAar CS die Bıldung VO  $ (GGemeinden mıt wirklichem (semeinde-
leben erreichen.

Der Nachfolger Mommsens 1mM Amt des Konsistorialpräsidenten
wurde 1891 Heinrıich Franz C‘halybäus, der schon seıit der Errrich-
tung des Konsistoriums bis z ]ahrg 1875 Justitiar der Behörde
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SCWESCH Wa  - Er wurde geboren d Mai 1540 1n 1e] als Sohn
des damalıgen Universitätsprofessors Heinrich Moritz Chalybäus
(1796—1862) un dessen zweıter Tau Loui1se Kohlschütter. Der
Vater War 1839 als Professor der Philosophie nach jel beruten
worden, wurde ber 1852 von der dänischen Regierung Aaus polı-
tischen Gründen entlassen, jedoch 1854 wıeder eingestellt, als
sich in Leipzig als Privatdozent nıederlassen wollte. Die Pastoren-
tradıtion, die VO  - dem Großvater Friedrich Heinrich in der Famıulıe
Chalybäus lag, wurde durch den jungsten Bruder VO  — Heinrich
Franz, Walter Heinrich (1846—1914) fortgesetzt, der zuerst Pastor
1n Bordesholm, spater Propst in Altrahlstedt SECWESCH ıst

Heinrich Tanz besuchte dıie Gelehrtenschule ın je] VO  —$ 1849
bıs 1859, studierte annn Rechtswissenschaft 1ın Kıel, Göttingen un:
Berlin un promoviıerte Juli 1564 in 1e1 ZU)| Dr Jur Im
Jahre 1865 wurde Auskultant e1ım Schleswigschen Appel-
lationsgericht un! Kanzlıist in der Holsteinischen Landesregierung,
unter dem Majı 1866 erfolgte seine Ernennung ZU Bevoll-
mächtigten. Dann wurde Justitiar des Kieler Konsistor1ums,
ging 18582 als Konsistorijalrat nach Hannover, wurde TEI Jahre
spater Oberkonsistorialrat und 18589 Geheimer Rat un: Vor-
tragender Rat e1m Kultusministerium in Berlıin. 1891 wurde
annn ZU Präsidenten des Kieler Konsistoriums berufen, ahm
zugleıch das Amt des Kurators der Universität wahr un erhielt
1893 den theologischen Ehrendoktor. Im Jahre 1903 wurde
Präsident des Landeskonsistoriums ın Hannover, Kurator VO
Kloster Loccum, Mitglied des Deutsch-Evangelischen Kırchentages
un:! der Eisenacher Konterenz. 1911 schied aus dem Staatsdienst
Aaus un: ist 26 Dezember des gleichen Jahres gestorben. Seine
Tau Amalie Jepsen, geboren 9{ Februar 1842, hatte

September 1868 geheıiratet.
Chalybäus War ein allgemeın anerkannter Sachverständiger auf

dem Gebiet des Schleswig-Holsteinischen Kirchenrechts. Schon als
Justitiar des Konsistoriums hatte mıt Mommsen den
Kommentar ZUT Kıirchengemeinde- un Synodalordnung VO  - 1876
herausgegeben. 1883 erschien VO  — ıhm die „Sammlung VO  —; Vor-
schriften un KEntscheidungen betreffend das Schleswig-Holstei-
nische Kırchenrecht“. Dieses Werk wurde als das „beste Buch“
ach Callisens „Anleitung für JT heologiestudierende, mıt den Lan-
desherrlichen Kiırchenverordnungen bekannt werden“ 1n der
Literatur bezeichnet. Eine „reiche Erfahrung un: umfassende
Kenntnis des Schleswig-Holsteinischen Kirchenrechts un! der he1-
matlıchen Verhältnisse“ rühmte se1ın Nachfolger 1m Amt be1 der
Kröffnung der Gesamtsynode VO  ; 1906 ıhm nach Die Liebe ZUTr
Geschichte WAar überhaupt iın der Familıe Chalybäus vorherrschend.
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So schrieb der Stietbruder des Konsistorialprasıdenten, Robert
Chalybaäus, eıne „Geschichte Dithmarschens bis ZUT Eroberung des
Landes die 1588 herauskam.

Eine der wichtigsten Aufgaben der iırchlichen Verwaltung iın
der eıt un nach 1900 wurde durch die 1n Schleswig-Holstein
mehr und mehr zunehmende Bildung VO  - großen Kirchengemein-
den un dıe damıt verbundene Beseitigung ırchlicher Notstände
gestellt. Ihrer Lösung dienten verschiedene Kırchengesetze,
das (Gesetz ber die Anstellung VO  e Provinzialvikaren VO  — 1903,
nach dessen Erlaß 1er Vikare angestellt wurden. Ebenso wurde
der Gesamtsynode VO  3 1903 durch den Präsidenten des Konsıisto-
r1ums vorgeschlagen, Aaus dem Zuschußfonds einmalıge Kapital-
abgaben solche (GGemeinden geben, die durch Beschlufß der
(GGemeindeorgane die Verplflichtung übernehmen, ZUT dauernden
Erhöhung des Grundgehalts für den nhaber eıner Pfarrstelle
einen Zuschufß gewähren. Außerdem hatte das Konsistoriıum
den Wunsch, auf Bitten der Organisten un Chorleiter der (Ge-
samtsynode eiıne Vorlage ber die gesetzliche Regelung der An-
stellungs- un Ruhegehaltsverhältnisse unterbreiten. Jedoch
scheiterte das versicherungstechnischen Bedenken.
Is Chalybäus uns 1903 verlie1$”, berichtet Kaftan in

seinen „Erlebnissen un Beobachtungen”, „sagte MI1r ein 1n Schles-
wig-Holstein angesehener Mannn Das Gescheiteste ware, Sie über-
nahmen jetzt den Vorsıitz. In meıner Antwort verwies ich nıcht NUr
auf die Unmöglichkeit eines solchen Vorgangs in Preußen, sondern

auch Aaus meiınem Herzen heraus, ich sSe1 leber Generalsuper-
intendent als Konsistorialpräasıident.”

I1 Von 19083 ıs 1918

War die erste Periode der Taätıgkeıt des Konsistoriums VOI-

wıegend den Fragen un! Problemen der allmählıchen Überleitung
der Verwaltung in den preulßischen Staatsverband un der Be-
seıtigung der kirchlichen Notstände ın den großen Gemeinden
gewıdmet, mußte sich die Behörde in den Jahren VONM 1903 bıs
1918 mıt Problemen beschäftigen, die durch die wirtschaftliche un:
sozlale Entwicklung der Proviınz Schleswig-Holstein auch das
kirchliche Leben berührten. Die Zunahme der Bevölkerung durch
Zuwanderung VOoO  —; Arbeitskräften, besonders be1 den Wertten un
als Kanalarbeiter, der Ausbau VOon Erwerbsunternehmungen
führte ZUrTr Errichtung Kirchengemeinden WIie auch der
Notwendigkeit einer einheitlichen Kirchensteuergesetzgebung 1n
den seıit 1867 Preußen NECUu hinzugekommenen Provinzen. An-
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dererseıts wurde dıe mächtig aufkommende soziale Frage un der
damals VO  — marxiıstischer Seite die Kirche un iıhre Botschaft
geführte Kampf der Geister für die kirchliche Verwaltung
einem mehr un mehr drängenden Problem, das der Loösung be-
durfte Auch die innerkirchliche Auseinandersetzung forderte dıe
Aufmerksamkeit der Behörde un iıhre ständıge Beobachtung
heraus. Der Ausbruch des Ersten Weltkrieges 1mMm Jahre 1914 jeß
reilich diese Fragen un: Probleme einstweılen 1n den Hınter-
grund treten, enn die Kriegslage wartf andere, dringendere
Fragen auf, die Fürsorge für Gefallene un Hinterbliebene,
die Betreuung VO  - Verwundeten, die Regelung der mıt der Kriegs-
wirtschaft verbundenen Angelegenheıiten un schliefßlich die Auf-
rechterhaltung der kirchlichen Verwaltung unter den durch die
Kriegszeıt erschwerten Verhältnissen.

Am Ende dıeser Periode stand dann, bedingt durch den Aus-
Sang des Krıeges un: das durch dıe Änderung der poliıtischen Lage
erfolgte Aufhören des preußiischen Summepiskopats, eıne vollıge
Neuordnung der kirchlichen Organisation.

urch Ernennung VO 4. Januar 1904 wurde der bisherige
Verwaltungsdirektor des Charıte-Krankenhauses 1n Berlıin, tto
Müller, Z Direktor des evangelisch-lutherischen Konsistoriums
in 1e1 unter Verleihung des Charakters als Konsistor1alpräsident
ernannt. Er uübernahm se1ın Amt Februar des gleichen Jahres.
Müller studierte Rechtswissenschaft und WAar bereıits VO  —$ 1890 bis
1895 1n jel als Konsıistorialrat tatıg, ging ann nach Hannover,

eım Landeskonsistorium als Oberkonsistorialrat VO  - 1895
bıs 1901 wirkte, bevor dıe Stelle als Verwaltungsdirektor
dem Berliner rankenhaus übernahm. 1905 wurde ıhm der theo-
logische Ehrendoktor verliehen. In seıner Eigenschaft als König-
lıcher Bevollmächtigter eroöffnete 1906 dıe zehnte Sıtzung der
Gesamtsynode. Kıs War zugleich dıe letzte 5Synode, der raf Re-
ventlow präsıdıierte. „Miıt berechtigter Neüugier” schrieb Pastor
Paulsen, Brügge, 1m „Kirchen- und Schulblatt“ VO Februar
1906 „sahen ohl die Synodalen seinem Auftreten entgegen.
Und €es ist ohl der Eindruck bei allen derselbe: Wır dürfen ott
danken  9 da{ß dieser Mann ZUT Leitung unserer Kirche berufen ist
Die Bereitwilligkeit un Gewandtheit, mıt welcher auf alle
Fragen antwortete, die Freundlichkeit, welche 1mM Verkehr mıt
den Synodalen ze1igte, VOT allem das schöne Bekenntnis, welches

Schlufß ablegte: Jesus Christus gestern und heute un derselbe
1n alle Ewigkeit haben ihm viele Herzen gewonnen. ”

Im Bereich des Konsistoriums selbst mußlßte der Cu«cCc Präsident
dem dSeptember 1904 1mM Alter Von Jahren gestorbenen
Öberkonsistorialrat Dr. Wıilhelm Schwartz, Pastor in Garding,
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den Nachruf schreiben. Er rühmte dem Verstorbenen darın eine
ausgezeichnete wissenschaftliche Bıldung, Kenntnis des schleswig-
holsteinischen Kirchenrechts SOW1e eın unpartelisches Urteil ach

Fragen, die das Konsistorium ın dieser eıt besonders beschäf-
tigten, dıe Neuerrichtung VO  - Kirchengemeinden 1mM Raum
der wachsenden Großstädte Altona un Kiel, außerdem eschlüsse
ber das Lehrvikarıiat sSOWl1e ber dıe Ausbildung der Kandıidaten,
die künftig eın Jahr 1mM Predigerseminar un ein weıteres Jahr
1im Lehrvikarıat als „Erweıiıterung un: Vertiefung 1mM Sinne der
Einarbeitung 1n dıe praktische Amtstätigkeıt” bleiben sollten.
Weiter wurde eine Aufforderung dıe Pastoren gerichtet, sıch
der Konfirmandensache anzunehmen, etwa durch einen besonderen
Aufstellungsgottesdienst be1i Begınn der Konfirmandenstunden,
WI1e übrıgens schon 1n verschiedenen (Gsemeinden übliıch WATrT,
oder unter Umständen durch Familienabende eiım Abschlufß der
Konfirmandenzeıt. Auch richtete das Konsistorium wıieder Orgel-
kurse für Organisten e1n, die ımfer der Leıtung der Organisten
Johannsen, Kiel, un! Stephanı, Sonderburg, stattinden sollten.

Auf dem Gebiet VO  —$ Kirche und Schule machte das „Schul-
unterhaltungsgesetz” ein1ıges Kopfzerbrechen, das VO kirchen-
teindlichen Kreisen als „Schulverpfaffungsgesetz” bezeichnet
wurde un als Mittel Z Proklamıerung des Kirchenaustritts,
besonders ın Kıiel, Husum un Neumüunster, herhalten mußte
„Hier sollte“ schrieb Pastor Sommer 1mM „Kirchen- un Schul-
blatt“ VO 31 Maärz 1906 „dıe organısıerte Kirche den Mund
auftun. Jetzt mussen allen Leuten dıe Notstände unserer rofßs-
stadtgemeinden klar werden.“

Als wichtigste Vorlagen legte der Präsıdent des Konsistoriums
der zehnten Gesamtsynode den Entwurf eines Kirchengesetzes VOT,
betreffend Erhebung VO  — Kirchensteuern 1ın den Kirchengemeıin-
den Bisher entbehre, heißt CS 1ın der Begründung dıesem
Gesetz, das kirchliche Steuerwesen 1in wesentlichen Beziehungen
der gesetzlichen Regelung un Ausgestaltung. Die 1mM wesent-
lıchen gleichartıgen Bedürfnisse 1n den evangelıschen Landes-
kirchen Preufßens und nıcht mıinder das staatliıche Interesse erfor-
ern eiıne gleichmäßige un gleichzeitige gesetzgeberische Behand-
lung des kirchlichen Steuerrechts. Das Gesetz wurde Marz
906 erlassen. Weıter hatte sich die Synode beschäftigen mıiıt
einem Gesetzentwurt ZUT Beseitigung VO  —_ Schwierigkeiten, die auf
Grund der Durchführung des Parochialverbandsgesetzes VO

Juni 898 für grolße, der JTeilung 1ın FEinzelgemeinden bedürf-
tıge Kirchengemeinden entstanden sınd. Parochialverbände WUTI-
den übrigens 1n dieser eıt 1n Altona und 1n 1e] errichtet.

Eine „Denkschrift ber die Erscheinungen des ırchlıchen Lebens
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1903—1908”, dıe der Synode 1m Jahre 1909 VO Konsistorium
vorgelegt wurde un die 1in Zukunft alle sechs Jahre vorgelegt
werden sollte, gab eın aufschlufßreiches Biıld VO Leben ın der Lan-
deskirche. Zum Volksschulwesen wurde gesagt, daß VO  - den 51
Kreisaufsichtsbezirken 16 durch standıge Kreisschulinspektoren
und 35 durch landeskirchliche Geistliche besetzt selen. Dabe!:1 wird
der Wunsch ausgesprochen, dafß die geistliche Schulaufsicht bald
der Vergangenheit angehören moge. Die einzıge organısierte
evangelisch-reformierte Gemeinde befindet siıch in Altona, der
Prediger dort hat Kiel, Itzehoe, Rendsburg und Glückstadt miıt
bedienen. Die Remonstrantengemeinde in Friedrichstadt hat 992
Mitglieder. Mennoniıten sind in Altona un 1ın Friedrichstadt. Be1i
den Katholiken ist infolge Zuwanderung eın Anwachsen VO  —

0,26 1mM Jahre 1871 auf 2,74 1mM Jahre 1905 beobach-
ten Das Verhältnıis der beiden Konfessionen untereinander ist
aber 1M SaNZCH friedlich. Die Bildung VO  en Sekten ist gering,
bedeute ber einen ernsten inwels auf Mängel un! Lücken 1ın der
landeskirchlichen Arbeıt. Neue Kirchengemeinden wurden 1in der
eıt VO  — 1904 bıs 1908 errichtet in Gaarden, Ellerbek, Skrave,
Eidelstedt, Schiffbek, Garstedt, in Tangstedt und Bramf{eld, rofs-
Flottbek, Esingen un! mehrere ecue (Gemeinden ın den Stäadten
Altona un: 1el Zum Oktober 1909 wird die Propsteı Fehmarn
aufgehoben, iıhre (Gsemeinden werden der Propstei Oldenburg
zugelegt.

Die Herausgabe eiıner „Denkschrıift ber wichtige Erscheinungen
des kirchlichen Lebens“ gyab dem Konsistoriıum Gelegenheit, 1mM
„Kirchlichen Gesetz- un Verordnungsblatt” VO 15. März 1910
eine Miıtteilung dıe Kirchenvorstände richten, iın der 6S heißt
„ Je wichtiger und vielseitiger uNseTeT Anregung bezüglıch Mate-
rialsammlung ber die eıt VO  — 1909 bis 1914 entsprochen werden
wird, in desto höherem (Gsrade wird es ermöglicht werden, in der
nächsten enkschriftt eın umfassendes, anschauliches und zutreifen-
des Bild VO  —$ dem gegenwartıgen Bestand des kirchlichen, rel1ı-
g10sen un siıttlichen Lebens 1n UNsSCICK Landeskirche entwerfen
und dıe ZUT Förderung dieses Lebens gee1gnete Anregung
geben::

In der gleichen Ausgabe des irchlichen Gesetzblattes wird auf-
gerufen eıner Kirchenkollekte ZU Besten der geistlıchen Ver-
SOTSUNS der Kanalarbeıiter tür den er Aprıl Hauptsächlicher
weck der durch diese Kollekte aufkommenden Mittel se1 C5S, die
Kosten bestreıten, dıe Aaus einer eintachen aber würdigen Aus-
stattung der 1n den Kanalbaracken efindlichen Altarraume
wachsen.

Zweimal sah sıch die Kirchenbehörde 1n dıesem Zeıiıtraum BC-
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notıgt, ın innerkirchliche Auseinandersetzungen einzugreifen un
ein klärendes un mahnendes Wort die Kirchengemeinden
richten. Das erste Mal geschah das 1m Jahre 1911 1ın demN-
ten „Fall Heydorn” Martin Heydorn, geboren 4. September
1873 1ın Neustadt als der Sohn eines Baurats, WarTr anfänglıch Offi-
zier SCWESCH, studierte ann Theologie un: wurde 1905 Hılfs-
geistliıcher in 1el 1908 ging als Pastor nach Breslau, kehrte
aber Z7WEeI Jahre spater nach Schleswig-Holstein zurück un über-
ahm das Pfarramt 1n Burg auf Fehmarn. Hier geschah C5S, da{fß
in der Wochenschrift „Licht un Leben“ hundert I hesen VeLr-

öffentlichte, deren Inhalt nıcht NUuI 1n der eigenen Gemeıinde, SOMN-

ern auch in weıteren reisen der Landeskirche Aufsehen un
Anstoß erregte. Das gab dem Konsıstorium Veranlassung, unter
dem 8& Marz 1911 ein Schreiben den Fehmarner Pastor rich-
ten, in dem ıhm die Anregung gegeben wird, diese IT hesen nıcht
als den Abschlufß des wissenschaftliıchen Nachdenkens anzusehen,
sondern weıter ernsthatte Studien pillegen, namentlich dıe He1i-
lıge Schriftt ZU Gegenstand eines unbefangenen un: auf ott
gerichteten Studiums machen. n Anbetracht des ernsten Lebens-
wandels, der großen Amts]jugend un der Einzelseelsorge WIT  d
aber VO  —; „weıteren Schritten abgesehen un 65 be1 einer Ermah-
NUuNs belassen”

Sicher dürfte dieser Fall, den das Konsistorium in sehr ma{fß-
voller Weise ehandeln versucht hat, neben vielleicht noch e1IN1-
SCH anderen Erscheinungen 1mM Leben VO  —; Kirche un (Gemeinden
den Präsidenten des Konsistoriums azu gebracht haben, auf der
zwolften ordentlichen Gesamtsynode VO 4. November 19192 ein
bekenntnismäliiges un klärendes Wort Nach einem
Nachruf für den bisherigen Präsıdenten der Synode, VoNn Bülow-
Bothkamp, un den Generalsuperintendenten D. Wallroth SOWI1Ee
den Superintendenten Soltau Präasıdent Müller
„Auch in uUunNseIer Landeskirche gart CS VO  } tief einschneidenden
Fragen un Problemen;: auch dıe Pforte ÜASCIET Landeskirche
klopit der Kampf der (Greister un droht 7Zwietracht 1ın die eigenen
Reihen Lragen. ber mMmMas der Sturm die Kirche umbrausen un

ihren Grundtesten rütteln, WITr wollen nıcht Fest-
gewurzelt 1n dem unverrückbaren Grrunde des Evangelıums, sicher
geborgen in der ljebendigen Gemeinschaft mıt ihrem erhoöhten
Herrn un: Meıiıster wird die Kirche der Reformation iıhre urzelin
11UT tiefer senken un erstarken 1im Sturm Das eich mu{fß uns doch
bleiben! Das ist unseTe Hoffnung, unseTr«e Zuversicht, Gebet.”

Hier, auf der Tagung der etzten Gesamtsynode VOT dem Aus-
bruch des Ersten Weltkrieges, wird etwas deutlich VO  — dem Kampf

Claube un Weltanschauung un Kirche, der dıie eister mehr
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un mehr ergreifen begann und der seine urzeln hat 1n dem
exakten Denken moderner Wissenschaften WI1IEeE in dem Rıngen
Ceu«e sozlale Lebensformen.

In diese Auseinandersetzungen fiel annn auch eine Begebenheıt,
dıe das Konsistoriıum noch einmal notıgte, 1ın aller Offentlichkeit
Stellung nehmen. Das geschah 8. Juli 1913 in einer Eirkla-
rungs dem „offenen Wort”, das der Hauptpastor Friedrich
Andersen in Flensburg in den „Flensburger Nachrichten“ VO

Junı 1913 veroöffentlicht hatte Andersen, geboren 1560 ıIn enf
als Sohn eines Pastors, hatte 1n Tübingen, Erlangen, 1e1 und Ber-
lin Theologie studiert, WAar ann seıit 1890 Zzuerst Diakonus, annn
Pastor St Johannıs in Flensburg geworden. Im Visıtations-
bericht VO 1906 wurde VO  $ iıhm gesagt „kenntnisreicher heo-
loge, sehr tatız un SCTD gehört”. Plötzlich setzte annn ein radıiıka-
ler Bruch mıt der orthodoxen Vergangenheıt e1n, der iıhn azu
führte, das Ite Testament als Grundlage der Verkündigung der
Kırche abzulehnen. Schon 1ın der VO ihm herausgegebenen Schrift
„Antiklerikus" hatte e solche Gedanken vertreten. Jetzt ber
wandte sıch 1n der Tageszeitung se1nes Wirkungsortes mıt einem
„offenen Wort“ die weıtere Offentlichkeit.

Das veranlaßte 1U das Konsistor1um, eine Erklärung abzu-
geben, 1n der hieß „ Wır wWwI1ssen leıder, da{fß der Pastor Ander-
SC  - 1mM Unterschied VO den meısten auch seiner theologischen Ge-
sınnungsgenossen alles Verständnis für das Ite Lestament un
seine großen Schätze verloren hat, WIT haben seın daraus erwach-
sendes, einem Geistlichen uUNSCrIeETr Kirche nıcht ohl anstehendes
Verhalten T  n ber 6 ist nıcht angangıg, dafß diese seine
Auffassung gelflissentlıch un obendreın in gehässıger Weise immer
wıeder 1N dıe Offentlichkeit rag und dadurch verletzt un
bıttert.

Da Andersens Auffassung in Lehrerkreisen Schleswig-Holsteins
Zustimmung fand, ahm dıe Zeitschrift des Allgemeinen Lehrer-
vereıns, das „Schulblatt der Proviınz Schleswig-Holstein” 1n einer
„Religiös-kirchlichen Rundschau“ 21. August 19153 61. Jahr
Sang, Nr. 34) dieser Sache Stellung un! bemerkte azu
„Mehr acht der Fall Andersen VO  - sıch reden, der durch Pastor
Andersens voreilıge Flucht 1n die Offentlichkeit entstand. Jetzt
aber scheıint auch dort wieder uhe eingetreten ZUu se1ın, Was nıcht
zuletzt dem Ma{ißhalten des Konsistoriums zuzuschreiben ist

Innerhalb des Konsıstoriums traten 1ın der eıt VO  e 1904 bıs ZU
Ausbruch des Ersten Weltkrieges eiıne Reihe VON personellen Ver-
anderungen ein, die aber 1er 1Ur insoweiıt mitgeteilt werden sol-
len, als dıe Namen dieser Personen für die weıtere Entwicklung
der Behörde VO Bedeutung sınd. u04 wurden Konsistorial-
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raten ernannt: Florschütz SOWI1e der Kirchenhistoriker der Kieler
Universıitat, Professor VO  - Schubert. Von iıhnen wechselte der erste
1906 das Konsistoriıum ın Hannover ber 1905 wurde der b1ıs-
herige Konsistorialassessor Lampe ZU Konsistorialrat ernannt,
ebenso der Superintendent D. Soltau 1n Ratzeburg. Der Gerichts-

Büttner, der Aaus Hannover kam un 1906 Z Konsısto-
rialassessor ernannt wurde, verliefß auf eigenen Antrag schon nach
Sanz kurzer eıt diese Stellung. An seine Stelle trat der Gerichts-

Sımoni1s, bisher 1n Holzminden, der dem Konsistorium
lange Jahre bıs se1iner Versetzung in den Ruhestand angehörte.
eitere Miıtglieder der Behörde in dieser eıt Propst FEr
Petersen in Hadersleben un der Klosterprediger un Privat-
dozent lıc Rendtor{ff 1ın Preetz, der aber als hauptamtlıches ge1ist-
lıches Miıtglied 1910 wieder ausschied, weıl dıe Professur für
praktische Theologie der Universitat 1e1 übernahm. Im Jahre
1907 trıtt als Hilfsarbeiter 1NS Konsistorium eın der Stadtrat a.D
einrich Starke, wurde ein Jahr spater ZUI) Konsistorialrat
ernannt un 1914 als (Geheimer Konsistorialrat ach Hannover
versetzt Der geistlıche Konsistorialrat D.Soltau starb 1911, se1ine
Stelle übernımmt einıge eıt spater der bisherıge Hauptpastor 1n
Wandsbek un jetzt Superintendent ın Ratzeburg, Johannes Lange
1ne etatsmäßßige Ratsstelle wurde 1mM gleichen Jahr dem bısherigen
Hilfsarbeiter im Miniısteri1um, Konsistorialrat Loyke, übertragen.
Ebenso wurde der Regjierungsassessor Freiherrt On Henintze, bisher
In Koöslın  , ZUr kommissarıschen Beschäftigung e1ım Kieler Kon-
sistorıum beruten Er und se1in Mitarbeiter Simonis werden 19192

Konsistorialräten ernannt. Zugleıich treten als Konsistorialräte
1m Nebenamt Propst Mordhorst, Kiel, un Hauptpastor Heesch 1ın
Büsum 1n die Behörde eın

Der Ausbruch des KriegesAstellte dıe kirchliche Ver-
waltung VOT vollıg CUuc Aufgaben un Probleme. Jlle Konzen-
'ratıon richtete sıch auf dıe durch dıie politischen Verhältnisse DC-
schaffene Lage Innerkirchliche Auseinandersetzungen traten hın-
ter den Kriegsnotwendigkeıten Zzurück, gemeindliche Fragen mußlten
den unbedingt notwendıgen Aufgaben der Aufrechterhaltung der
kirchlichen Versorgung der (Gemeinden viele Pastoren un kirch-
ıche Amtstrager rückten ZU Heeresdienst ein sSOWw1e eiıner mMOg-
lıchst geordneten Finanzverwaltung weıchen. Daher beschränkten
sıch auch die Vorlagen für dıe Gesamtsynode auf das unbedingt
notwendıge Maiß Für den 4. August 1914 wurde eın allgemeiner
Bettag Aaus Anlafß der Kriegsgefahr angeordnet. Unter dem Ein-
druck der ersten Diege der deutschen I ruppen wiırd die Veranstal-
tung VO  e Dankgottesdiensten empfohlen. Daneben ergeht eıne
Bekanntmachung ber die Entsendung des Pfarrers Bobeth Aaus
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Ostpreußen ZUrFr Versorgung der ostpreußischen Flüchtlinge. Im
„Gesetz- un Verordnungsblatt” erscheinen die ersten Gefallenen-
anzeıgen, dıe Verleihung Von Kriegsauszeichnungen wird miıtge-
teilt un: ZUTr Linderung der durch den Krieg hervorgerufenen
Note wird aufgerufen. Richtlinien die Pröpste ber die mıilı-
tärısche Vorbereitung der Jugend werden veröffentlicht.

So trat VoO bis ZU November 1915 dıe dreizehnte (Gesamt-
synode1, dıe erste Kriegssynode un: zugleich die letzte,
die Prasıdent D. Müller als Königlicher Kommissar eröffnete.
Außerlich zeigte diese Synode schon eın verandertes Bild 35 Syno-
dale nahmen ZUuU ersten Male den Sıtzungen teil Die Kriegs-
zeıit ertforderte die Beschränkung auf die unbedingt notwendiıgen
Dınge Von den 96 Miıtgliedern der Synode VO  - 1912 NUuTr

58 zurückgekehrt. Präsident Müller konnte mitteılen, dafß sıch die
Finanzlage der Kirche gebessert habe, der Kirchensteuersatz wurde
VO  3 D auf v H herabgesetzt.

Je mehr der Krieg sich iın die Länge ZOS, stärker wurden
auch VO  — irchlicher Seite dıe Aufrufe, durch möglıchste Sparsam-
keit auf allen Gebieten die Versorgungslage des Vaterlandes
sicherzustellen. Mehrere Bekanntmachungen wurden VO Kon-
sistorıum azu erlassen, eın Appell ZU!T Mitarbeit der Frauen 1m
Gemeindeleben wurde die Gremeinden gerichtet, eın theo-
logischer Kriegslehrgang multe abgehalten werden, un: 1917
wurde der Dienstantrıtt des Ministers der geistlıchen, Medi-
zinal- un: Unterrichtsangelegenheıiten 1in Preufßen, Dr. Schmidt,
offizıell mitgeteilt. Personell erfolgte 1mM gleichen Jahre die Eirnen-
Nuns der beiden Generalsuperintendenten Mordhorst für Holstein
un Petersen für Schleswig.

Der bisherige Generalsuperintendent für Schleswig, Dr. Theo-
dor Kaflan, schıed mıiıt der Vollendung se1nes siebzigsten Lebens-
jahres 1a17 freiwillig aus seinem mte au  N Dem Konsistorium
hatte als „geborenes Mitglied” seıt 18556 angehört, un sein Rat
W1€E seine Kenntnis der Bevölkerung sSOWI1e des kulturellen un!'
relig1ösen Lebens ın Schleswig-Holstein haben auch auf die Hand-
lungen des Konsistorıiıums, SEe1 anregend, sE1 ecSsS mäalßigend, DC-
wirkt Insoweıt bedeutete das Ausscheiden dieses Mannes Aaus der
ırchlichen Verwaltung gerade in der Kriegszeıt einen erheblichen
Verlust. Obwohl Kaltan, w1e selbst 1n seinen Lebenserinnerun-
SCH bekennt, dıe „Mitarbeit 1m staatskirchlichen KRegıment satt“
hatte un sich „trOotz meıner guten persönlichen Bezıiehungen
meıinen Miıtarbeitern Aaus diesem Betrieb heraussehnte“, ware
doch weiterhin 1mM Amt und 1in Schleswig-Holstein geblieben, wenn

„geahnt hatte, daß Deutschland 1918 zusammenbrechen un
eine Revolution das überlebte Staatskirchentum beseitigen” wurde:
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„In der Heimat bleıben, 1mM Amt auszuharren, die letzte rafit
in den Dienst der Neugestaltung unseTrecs Kirchenwesens stellen,
ware für miıch selbstverständlich SCWESCH. ber iıch ahnte nıchts.“
So hat selbst se1in Ausscheiden motiviıert. Kaftan übernahm annn
eın Pfarramt 1in einer lutherischen Gemeinde in Baden

Eine der etzten Mafßfßnahmen des „Königlichen Konsistoriums“
WAar das Ersuchen dıe Geistlichen VO Dr September 1918, auf
dıe Ansprache des Kaisers dıe Arbeiterschafit ın Essen hinzu-
weılsen un „dadurch seinem Aufrut standhattem Vertrauen iın
der tür das Schicksal unseTrTCs gesamten Volkes entscheidenden eıt
auch ın unseren Gemeinden Geltung verschaffen“.

Dazu War 6S NUu  —$ reilich spat Am 9. November 1918 brach
die Revolution Au  N Die Folge WAarTr eine vollıge Veranderung der
staatlichen un politischen Verhältnisse. Die Monarchien wiıichen
der Republik, der Obrigkeıitsstaat der parlamentarisch regjıerten
Demokratie. Innerhalb des Reichsgebietes wurde der Bundesstaat
Preufßen WI1Ie auch die anderen Bundesstaaten einem ‚Land”
Der Monarch hatte dem Ihron entsagt, un das wirkte sich durch
den Fortfall des VO iıhm ausgeübten Summepiskopats auch auf die
küniftige Gestaltung der Landeskirche Au  N Am .Dezember VCI-

öffentlichte das Konsistorium die 28 November 1918 durch den
„Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung“, Adolf

Hofimann, verfügte Anordnung, dafß „unter den veränderten Ver-
haltnıssen 1ın dem allgemeınen Kirchengebet die FKurbitte für den
König und das königliche Haus in Wegfall gekommen” se1

Die Wirksamkeit des Konsistoriums als einer königlichen Staats-
behörde, die dem preulßßßischen Minister unterstand, WAar damıt
Einde Die Kirchenprovinzen standen VOTI der Aufgabe, Ss1 NCUu

organısıeren und sıch eine K Verfassung geben.
Am 4 Dezember 1918 veröffentlichte das Konsistorium eine

„Ansprache die Gemeinden un Geistlichen der Landeskirche
betreffend die Irennung VO  — Staat un Kirche“” Darın heißt 65

Irennung VO Kirche und Staat, lautet eıner der Programm-
punkte der Regierung. Wiır dürfen dıe Gefahr nıcht unter-
schaätzen, die der Kirche aus der Irennung VO Staate erwaäachst
oder doch erwachsen annn Zu groifß ist dıe Gefahr, dafß die Iren-
NUNngs VO  =) Staat un Kirche zugleich einer Irennung VO  $ Kirche
un: olk wırd Darum mMu der Rut ıcht NUTr dıe bisherige Lan-
deskirche, sondern auch die Volkskirche ist 1ın Gefahr, uberall in
den (Gemeinden aut erschallen. hne die organische, auf dem
lutherischen Bekenntnis ußende Landeskıirche keine Volkskirche,
ohne Volkskirche eın christliches olk Zwar ist eın Grund
nervoser Beunruhigung un! übersturzten Entschlüssen. Es ist
sehr ohl möglıch, dıe Irennung in solchen Formen vollziehen,
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da{fß S1E für dıe evangelisch-lutherische Kirche nıicht 11UT erträglich
wird, sondern ihr durch Befreiung VO  } allerhand Rücksich-
ten und Verplflichtungen w1e durch konsequenten Ausbau ihrer
Selbständigkeıit reichem degen werden ann ber Cs darf ke1i-
Nnecn brutalen Gewaltakt geben. Das Konsistorium erblickt auch 1n
der Gesamtsynode nach W1€e VOT das gegebene Organ, das sıch 1m
Einvernehmen miıt dem Konsistorium ın erster Linıe mıiıt der Frage
der Irennung VO Staat und Kıirche SOWI1e der Neugestaltung der
Kirchenverfassung beschäftigen haben wird

111 Von 1918 is 1933

urch die Revolution, die VO  - 1e] Aaus nach der Befreiung der
1mM Arrestlokal 1in der Feldstraße inhafitierten meuternden Matro-
SC  e} iıhren Anfang nahm verschwanden 1n allen deutschen Staaten
die Monarchien, ohne da{fß sıch ırgendwo eine and ihrer Ver-
teidıgung rührte. Die politische Macht Jag plötzlıch 1N den Händen
der Sozialisten. ber diese bereits seıt 1917 in sich gespal-
ten in die sogenannte VO  — dem spateren Reichspräsidenten Ebert
geführte „Mehrheitssozialdemokratie“ un in die „Unabhängige
sozlalistische Partei“ die der Leninschen Idee des ate-
taates huldigte und deren Durchführung auch durch politische
Unruhen un einen Generalstreik erzwingen versuchte. In
Bayern (Kurt KEıisner), Sachsen (Max Hölz) und ın Berlın kam es
radikalen Auswüchsen. Demgegenüber standen die Mehrkheits-
sozialısten auf dem Boden der parlamentarıschen Demokratie, und
Ebert bemühte sich,; gewaltsame Veraänderungen verhindern
un uhe und OÖrdnung aufrechtzuerhalten. Die politische Macht
lag zunächst 1n den Haäanden der sıch überall bıldenden „Arbeiter-
un Soldatenräte“. Die beiden sozlalıstischen Parteien bıldeten
ann als gemeınsame Regierung den -Rat der Volksbeauftragten“.
Als dritte polıtische Strömung kam ann der bereıts 1916 VO
Liebknecht und Rosa Luxemburg gegründete „S5partakusbund”
hinzu, der sıch scharf Ebert un seinen Versuch, einen B
ordneten. gesetzmälsıgen Übergang einem Staatswesen

bilden, wandte  9 dıe Arbeiter aufforderte, sıch bewaffnen un:
den politischen Kampf ‚Auf der Straße“ auszuführen. In 1el haben
ın jener eıt Zzwel radikale Zeitungen, die „Republık” als Organ
für dıe Unabhängige sozi1aldemokratische Partei der Provinz
Schleswig-Holstein (gegründet 1918 und dıe W ochenschrift - ODar-
takus als UOrgan der Kommunistischen Partei Schleswig-Holsteins
mıt der ersten Ausgabe VO März 1919 kurze eıt bestanden.

Der Beschlufß entsprechend dem Programm der Mehrheitssozia-
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Geschichte des Kieler Konsistoriums

lısten, für den 19. Januar 1919 Wahlen einer verfassunggeben-
den Nationalversammlung auszuschreiben, hatte eCur polıtische
Unruhen ZUr Folge, hervorgerufen durch dıe linksorientierten
Kreise. Die Regierung, Aaus der die Unabhängigen bereıts
2?9. Dezember 1918 austraten, sah sich genötigt, durch militärisch
organısierte Freiwillıgenverbände die uhe wıederherzustellen.
Diese Aufgabe übernahm der Mehrheitssozialist Noske Auch 1in
1e] bildeten sıch solche Verbände Aaus heimgekehrten Soldaten
und Studenten, den Aufstand der radıkal revolutionaren Kom-
munısten nannten s1ie sich seıit dem Januar 1919 nıederzu-
schlagen.

Dieser kurze Überblick ber die politischen Ereignisse der
Jahreswende 918/19 zeıgt dıe Lage, ın der sich auch die Kirchen
und ihre verwaltungsmäßigen Organe befanden. In den Ländern
sah 65 ja nıcht anders aus als 1mM eich Wohl Zing 1ın den Verwal-
Lungen der Betrieb weıter Ww1e bıisher, ber dıe Tendenzen, die
durch den Kampf der polıtischen Parteien ausgelöst worden9
griffen auch das kirchliche Leben 1in seiner Gesamtheit Schon
auf der Gesamtsynode VO 14 bis Dezember 1918, die Prä-
sıdent Müller als „Kommissar der Kırchenregierung“ eröffnete,
wurde 1€s deutlıich. Die Verschlechterung der Finanzlage machte
eıne Erhöhung der Umlage auf notwendig. 1e1 mehr aber
zeigte sich die Synode beunruhigt durch die Maßnahmen der VOI-

lauhgen preußischen Regierung, die die Irennung der Kıirche VO  -
Staat un Schule 1n Aussicht stellten Das hat, führte Präsident
Müller aus „1N weıten Kreisen der Christenheit schwerste Beun-
ruhigung hervorgerufen. Die Lage ist in der Tat sechr ernst“. Im
kirchlichen Gresetz- un Verordnungsblatt VO 29 Dezember 1918
wurde eine Kundgebung der Gesamtsynode veröffentlicht, ıIn der
dıe Synode iıhre Unruhe un Besorgnis ber die Mafinahmen der
Berliner Regierung ZU Ausdruck brachte. Diese betrafen dıe
unitige Gestaltung des Religionsunterrichts, die Antastung des

kirchlichen Vermögens, dıe Frage der Aufrechterhaltung des kırch-
liıchen Besteuerungsrechtes un dıe möglıiche Zurückziehung der
Staatszuschüsse, schließlich die Erhaltung der Theologischen Fa-
kultäten den Universitäten.

Der Problemkreis, mıt dem sıch das Konsıstorium oder besser
gesagt die kirchliche Verwaltungsbehörde jetzt beschäftigen
hatte, ist durch dıe Kundgebung der Synode bereits umrıssen:
Irennung der Kirche VO Staat, Bildung einer eigenständıgen
Landeskirche mıt einer eigenen Landeskirchenverfassung, Neu-
organısıerung der iırchlichen Verwaltung, Vereinbarungen ZW1-
schen Kirche und Schule, etztlich Fragen, die durch die Kırchen-
austrıttspropaganda un die Gottlosenbewegung, durch den nde
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der zwanzıger Jahre beginnenden Anstieg der Arbeitslosigkeit
un durch verschiedene, angeblich moderne Zeıtstromungen her-
vorgerufen wurden. Das neben der dorge für eıne geordnete
Verwaltung die hauptsächlichen Aufgaben, deren Losung die
Kirchenbehörde jetzt herangehen mußÖte Diese Dinge gilt CS jetzt
1mM einzelnen un: 1n iıhrem Ablauf betrachten.

AÄAm 18 Julı 1919 wurde die Ortsschulinspektion durch die Geist-
lıchen aufgehoben. Aber den gültigen Bestimmungen ber die
Leitung des Religionsunterrichts 1ın den Schulen wurde nıchts
geandert.

Schon eın Jahr spater, auf der Tagung der Außerordentlichen
Gesamtsynode VO 1:7: bıs Juni 1920, konnte Praäasıdent Müller
als Beauftragter der Kirchenregierung den Synodalen ein Bild der
augenblicklichen Lage geben. „Die Lücke“, hieß CS ın seinen
Ausführungen, „  1€ infolge der Staatsumwaälzung mıt dem Weg-
fall des Landesherrn un se1nNes Kirchenregiments in unNnserer Kir-
chenverfassung eingetreten ist, wurde durch den Paragraphen
des Staatsgesetzes ZUT vorläufigen UOrdnung der Staatsgewalt ın
Preuflßen in der Weiıse ausgefüllt, dafß die Rechte des Königs als
Träger des landesherrlichen Kirchenregiments vorläufig auf TEL
VOonNn der Staatsregierung bestimmende Staatsminister EVAaANSC-
lischen Glaubens übergegangen sınd.“ In der Verfassung des
Deutschen Reiches VO 11. August 1919 ( Weimarer Reichsverfas-
SUng) hat ein wesentlicher eıl der VO  $ der Gesamtsynode für die
küniftige Gestaltung des Verhaäaltnisses VO  —$ Staat un Kirche auf-
gestellten Forderungen Berücksichtigung gefunden. Zwar legte die
Verfassung mıt dem Artikel 137 „Es besteht keine Staatskirche“
den (Gsrundsatz der ITrennung VO  — Staat un: Kirche test ber dıe-
SCT Grundsatz wird, „Wwı1e WIT hoffen, in einer die kirchlichen Inter-

schonend berücksichtigenden Weise ZUT Ausführung kom-
men Gewährleistet wurden, W1€e Präsıdent Müller VOT der Synode
hervorhob, die Eigenschaften der Landeskirchen als Körperschaften
des offentlichen Rechts, das kKıgentum un die Rechte ıhren für
Kultus, Unterricht un: Wohltätigkeit bestimmten Anstalten, Stif-
tungen un: sonstigem Vermögen, schliefßlich die Anerkennung der
Selbstverwaltung innerhal der Schranken des für alle geltenden
Gesetzes un das Besteuerungsrecht. Die Bildung selbständiger
Kirchenregierungen ist vorgesehen, daher ıst die Schaffung eıner
Kirchenverfassung durch eine außerordentliche verfassunggebende
Landeskirchenversammlung erforderlich. Um die Vorbereıtungen
dafür treiffen, soll eıne „Denkschrift ZU Entwurf eines Kıirchen-
gesetzes für eine außerordentliche verfassunggebende Landes-
kirchenversammlung der evangelisch-lutherischen Kirche der Pro-
1NZz Schleswig-Holstein” zusammengestellt werden. Den Auftrag
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azu erteılt die landeskirchliche Zentralstelle für Verfassungs-
iragen. Die Bearbeiter dieser Denkschrift sind Justizrat Dr bra-
ham, Oberkonsistorialrat Dr Freiherr VO  $ Heintze VON der kırch-
lıchen Verwaltungsbehörde und Justizrat Niese.

Die durch den Versailler Vertrag 1m Norden, Westen und Osten
Deutschlands geforderten Abstimmungen ber die Zugehörigkeit
bisher deutscher Gebietsteile ZU Deutschen Reiche oder ande-
T enachbarten Natıiıonen veranlafßten die ırchlichen Organe
Schleswig-Holsteins, Augenmerk ach Nordschleswig rich-
ten Hier führte dıe Volksabstimmung VO  $ 1920 ZUT Abtretung
Nordschleswigs Dänemark. Dadurch ergab siıch für dıe Landes-
kırche eine CUuU«C Siıtuation hinsichtlich der Propsteien Hadersleben,
Sonderburg, Apenrade und Tondern. So wurde noch 1im gleichen
Jahr das Konsıiıstoriıum in Gemeinsamkeit mit dem Gesamtsynodal-
ausschufß ermächtigt, die „infolge der Abtretung des nordschles-
wigschen Gebietes Däanemark erforderlichen Änderungen der
Wahlkreise für die Wahl der Abgeordneten ZUr Gesamtsynode bıs
ZUT1 künftigen kirchengesetzlichen Regelung vorläufig festzusetzen“
Ebenso wurde der Erlaß eines Kirchengesetzes ber dıe Unter-
bringung der nordschleswigschen Geistlichen erforderlich. Die
spatere Entwicklung hat ann bekanntlich azu geführt, dafß sıch
neben der dänischen Staatskirche iın Nordschleswig eine „nord-
schleswigsche Freigemeinde” bıldete, dıie In Verbindung mıt der
Landeskirche stand

1E mehr sıch Nnu 1in der eıt der politischen Umgestaltung dıe
Landeskirchen ın den einzelnen Ländern iıhre verfassungs-
maßıige un kırchliche Eigenständigkeıit bemühen mußten,
mehr re sıch bei iıhnen das Bedürtfnis nach gemeınsamer Aus-
sprache und, WEeNNn möglich, nach gemeınsamem Handeln. Die VO

bis September 19921 tagende 15 ordentlıche Gesamtsynode
hatte sıch bereits mıt dieser Frage beschäftigen. Präsıdent
Müller erklärte azu 1n seıner Eröffnungsansprache: „Mit freu-
diıger Zustimmung hat die Gesamtsynode VO  $ 9920 die eschlüsse
des Dresdener Kirchentages ber einen festeren Zusammenschluß
der deutschen evangelıschen Landeskirchen begrüßt un! das Kon-
siıstor1ıum in Gemeinsamkeit mıt dem Gesamtsynodalausschuß e.-

machtigt, den Anschlufß den Deutschen Evangelischen Kirchen-
bund vorzubereiten.“ Die 5ynode hat ann diesen Beıitrıtt der
schleswig-holsteinischen Landeskirche ZUu Deutschen Evange-
lischen Kırchenbund beschlossen.

Die Arbeiten für die Cu«c Kirchenverfassung gyıngen inzwischen
weıter. Am September 1921 fanden die W ahlen ZUrTr verfassung-
gebenden Landeskirchenversammlung sta un 12. Dezember
War der erste Verhandlungstag. Der Verfassungsentwurf nach den
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Beschlüssen des Verfassungsausschusses VO  - 19292 bildete annn das
Grundkonzept für die eCu«c Kirchenverfassung, deren W esen un
Methode 1ın der iırchlichen Presse ıIn zahlreichen Artikeln un
Meinungsäußerungen erortert wurden.

Es ann 1mM Rahmen dieser historischen Betrachtung ber die
Entwicklung des Konsistoriums NUu  —$ nıcht dıe Aufgabe se1ın, das
Verfassungswerk VO  —; 19292 1mM einzelnen ehandeln. Nur auf
einıge weniıge Punkte soll 1er eingegangen werden. Nach der Kın-
leiıtung führt die Kirche der Proviınz Schleswig-Holstein hinfort
dıe Bezeichnung: „Evangelisch-lutherische Schleswig-Holsteinische
Landeskirche“ Ihr Bekenntnisstand wiıird durch dıe Cu«cC Verfas-
SUNS ıcht berührt. Zur Untermalung dieses Grundsatzes wird das
Wort Aaus dem 1. Korintherbrief, Kapiıitel Vers 11 angeführt:
„Fınen anderen (Gsrund ann nıemand legen außer dem der gelegt
ist, welcher ist Jesus Christus. ” Weıter bestimmt der 4, dafß die
Landeskirche sich unter voller Wahrung ihrer Selbständigkeit
freudig dem 1m Deutschen Evangeliıschen Kirchenbund verwirk-
lıchten Zusammenschlufß der evangelıschen Kirchen Deutschlands
bekennt und bereıt ıst, den Aufgaben des Bundes mitzuarbeıten.

Über dıe Organe der Landeskirche wurde 1ın dem Verfassungs-
entwurtf ($ 104) ursprünglich gesagt, da{fß S1€e Aaus der Landessynode,
der Kirchenregierung, dem Landesbischof un dem Landeskirchen-
amt bestehen sollten. Diıese Bestimmung hat ann die Synode da-
hin abgeändert, dafß die Stelle des einen Landesbischofs TEe1
oberste Leıiter der Sprengel Schleswig, Holstein un Lauenburg
treten sollten, un ZWarTt dıe beiden Bischöfe für Schleswig un für
Holstein un der Landessuperintendent für Lauenburg. Die ober-
ste Verwaltungsbehörde wurde das Landeskirchenamt, das 1mM
wesentlichen dieselben Befugnisse haben sollte w1e das rühere
Konsistorium. Mitglieder des Landeskirchenamts sınd dıe beiıden
Bischöfe, der Präsıdent des Amtes, der e1in Jurist se1in mulß, der
Vizepräsident un! dıe erforderliche Zahl der geistlichen und nıcht-
geistlichen Mitglieder.

Die CUu«cCc Verfassung wurde 1m Jahre 1929 geschaffen. S1e CI -

hielt, nachdem die Verfassungen 1in allen Landeskirchen der PICU-
ßischen Provinzen VO  — den verfassunggebenden Kirchenversamm-
lungen festgestellt un! erlassen worden9 durch das „Staats-
gesetz betr die Kirchenverfassungen der evangelischen Landes-
kırchen“ VO 8. Aprıl 1924 dıe staatliıche Anerkennung, besonders
auch hinsichtlich der Vertretung un Verwaltung des Vermögens
sSoOW1e des Steuer- un Umlagerechts.

Das Verfassungswerk, dem der Oberkonsistorijalrat Dr rel-
err VO  —$ Heıintze als Mitglied der kirchlichen Verwaltung wesent-
lich mitgearbeıitet hatte, fand in der Eröffnungsansprache des Pra-
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sidenten Müller auf der Landessynode VO  — 9924/95 noch einmal
seine Würdigung. Müller, der ach  —— Synoden als königlicher Kom-
m1ssar un!: zwel als Bevollmächtigter des Landeskirchenausschusses
eröffnet hatte, sagte, daß nunmehr nach den Bestiımmungen der

Kirchenverfassung die Vollmacht der Eröffnung der Synode
auf den Vorsitzenden der Kirchenregierung übergegangen se1 Es
War die erste durch Urwahlen gebildete Landessynode. „Der heu-
tıge Tag“, Präsident Müller, „bedeutet eiınen wichtigen Ab-
schnıtt in der Neugestaltung un 1mM Leben UNSCIG: Kirche War
bisher die kirchenregimentliche Behörde, auf eigenem echt
hend, der prıimare J räger des Verfassungslebens un die Gesamt-
synode mehr eıne Erganzung un Beschränkung der kirchenreg1-
mentlichen Gewalt, kehrt sich nu das bisherige Schwergewichts-
verhaltnıs zwischen Kirchenbehörde un Synode grundsätzlıch
Die Landessynode waählte jetzt die beiden Bischöfe, den Vorsitzen-
den der Kirchenregierung SOWI1e den Prasıdenten un dıe Mit-
glıeder des Landeskirchenamtes. Demnach sah das Landeskirchen-
am  gun als Nachfolger des Konsistoriums nach der Wahl durch diıe
Kirchenregierung VO I8 Oktober folgendermaßen aus Präsident
D. Müller, Vizepräsident Dr. Freiherr VO Heıntze, Oberkonsisto-
rialrat Simonis, als Konsistorialräte (Clarstensen un Bührke, fer-
9148 als Hilfsarbeiter Konsistorialassessor Dr. Petersen. Das
die sechs Juristen. Zu iıhnen kamen als Theologen hınzu Propst
D. Niese, Flensburg, Propst Schmidt, Kiel, Propst Völkel, tzehoe,
Pastor Nielsen, Kıel und außerdem noch Professor D. Kögel VOoNn

der Theologischen Fakultät der Universıitat 1el
Für seine intensive Mitarbeit Verfassungswerk der Landes-

kirche wurde Vizeprasıdent Dr Freiherr VOoOonNn eintze 1925 die
Ehrendoktorwürde der Theologischen Fakultät der Christiana
Albertina verliehen. In dem Diplom wurde hervorgehoben, dafß

als langjähriges Mıtglied des Landeskonsistoriums mıiıt eben-
sovıel irchlichem Interesse un theologischem Verständnis W1e
Juristischem Scharisinn un Gesetzeskenntnis die Vorlage ZUr

Kirchenverfassung bearbeiıtet un auf der Landeskirchen-
versammlung der Umarbeıtung un endgültigen Fassung diıeser
Vorlage erfolgreich mitgearbeitet” habe, „unermüdlıch un treu
dem VO den Vaätern ererbten lutherischen Bekenntnis“.

Neben den dorgen un finanzıellen Schwierigkeiten, denen das
Landeskirchenamt durch die Geldentwertung des Jahres 19923
begegnen hatte un: die CSs hinsichtlich der Besoldung der Geist-
lıchen nach Möglichkeit ındern suchte, machte der „Fall lau-
sen- l’odenbüttel“ einıges Autsehen. Der in Todenbhüttel wirkende
strengglaäubige Pastor hatte mıt einem scharten Angriff auf Bischof
Mordhorst behauptet, dafß ber 50 v.H der Pastoren der Landes-
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kirche ihr Ordinationsgelübde brächen un der Bischof nıchts SC
tan habe, S1e aus dem Amt entfernen. Nachdem Clausen
durch Zwel disziplinarische Bestrafungen VOIN Maij] un VO

Oktober 19923 Aaus dem Amt entternt worden WAaT, veroöffentlichte
in schleswig-holsteinischen Zeitungen 1mM Januar 19923 als be-

zahlte Anzeıge eınen „Offenen Brief das Konsistorium , in dem
C  9 nach einem Vvon Pastor Tonnesen als edakteur der „Landes-
kirche” veroöffentlichten Bericht, die Landeskirche, iıhre Behörde,
ıhre Generalsuperintendenten un Pastoren ın unerhorter Weıiıse

verleumden versuchte. Denn der „offene Brief sSEe1 keıine objek-
tiıve Erwiderung auf den Urteilsspruch des Landeskirchlichen Dıs-
ziplinarhofs”.

Das Konsistorium sah sıch veranladßit, 17. Januar 19923 eıne
Erklarung dıeser Sache abzugeben, ın der 6S heißt Der ruüuhere
Pastor Clausen Todenbüttel veroffentlicht unter der Überschrift
„Gott aßt sıch nıcht spotten” einen offenen Brief das Konsısto-
r1um, Händen des Herrn Präsıdenten D. Müller. Dieser offene
Brieft wiederholt Angriffe, derer Clausen mehrtfach disz1-
plinarısch bestraft un schließlich se1nes Amtes enthoben ıst Dıie
beiıden etzten Disziplinarentscheidungen VO 10. Maı und Q Ok-
tober 1922 dıe mıt Rechtsmitteln nıcht angefochten sind, haben
WITr schon durch Bekanntmachung VO 11. Dezember 199292 1n NSC-

{ Kirchlichen (Gresetz- un Verordnungsblatt veröffentlicht. Eıs
besteht für uns eın Anladls, auf dıe erneuten Anwürfe Clausens,
der Aaus der Landeskirche ausgetreten ıst, einzugehen.

Die UÜberleitung des Konsistoriums iın das Landeskirchenamt
WAarTr die letzte größere Tätigkeit, die der Konsistorialpräsiıdent
D. Müller noch ausubte. Nach vierzigjähriger Dienstzeıt schied 61

9925/926 Aus seinem Amt un: trat 1n den Ruhestand. Gestärkt
wurde seıne segensreiche Taätıgkeit, W1e der Vorsitzende der Kir-
chenregierung, Bischof Mordhorst, in seiner Abschiedsansprache
VOTLI der zweıten ordentlichen Landessynode 26. Mai 1926 her-
vorhob, durch die besondere Begabung, auch 1in schwerer eıt dıe
Finanzen der Landeskirche erfolgreich geleıtet haben Müller
hat ann noch als Konsistorialpräsıdent mıiıt dem Jıtel eines Wirk-
lıchen Geheimen Oberkonsistorialrats in 1e] gelebt und ist
26. Dezember 1945 1n Kriseby gestorben.

Als se1in Nachfolger wurde 1926 vorgestellt D.Dr. Freiherr VvOon

Heıntze, dem als Vizepraäsıdent un Stellvertreter ermann 1mo0-
N1Ss ZUT Seite stand Eın Antrag, dıie Oberkonsistorialratsstelle miıt
eiınem Geistlichen besetzen, wurde VO  w der Synode vorläufig
zurückgestellt. Jedoch WAar bereıts mıt Wırkung VOoO Oktober
19925 der bisherige Pastor Nicolaus Christiansen, j1el-Holtenau,
als geistlicher Hiılfsarbeiter 1n das Landeskirchenamt einberufen
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worden. Ebenso begann Junı 1925 Dr Christian Kınder seine
Tätigkeıt e1ım Landeskirchenamt.

Neben den Verwaltungsaufgaben auf dem finanziellen un: kir-
chenrechtlichen Gebiet sSOoWl1e 1mM Bereich der Pfarrbesetzungen
wurden iınnerbehördlich zunachst einıge Reformen 1mM Landes-
kirchenamt selbst durchgeführt. Der noch aus der eıt des preCu-
ßischen Konsistoriums herrührende etwas schwertfallige bürokra-
tische Weg wurde durch Verbesserungen elastischer gestaltet. Auch
die Enge des Raumes 1in dem Gebäude Sophienblatt Nr 12
konnte 1M Laufe der Jahre beseıtigt werden. Allerdings hatte die
Verwaltungsbehörde ja ihre ruhere Stellung, Beauftragter des
Mınisters 1n landeskirchlichen Dingen se1n, die Kirchen-
leiıtung abgeben mussen. ber Präsident un: Vizepräsident SC-
hörten der Kirchenleitung un wirkten be1 den Beschlüssen mıt
Die Vorlagen für die Landesynode mußten natürlıch 1m Landes-
kirchenamt vorbereıtet un ausgearbeitet werden. Daneben mach-
ten die Beratungen 1in den überregionalen kirchlichen remıen des
Kirchenbundesamtes WI1e der Kirchentage un die kirchlichen Kon-
ferenzen mannıgfache Reisen der Dezernenten des Amtes erfor-
derlich.

Eines der wichtigsten Probleme dieser eıt WAar dıe Regelung
des Verhältnisses zwischen Kirche un Schule Da der vorgesehene
„Reichsschulgesetzentwurf” in absehbarer eıt nıcht (sesetz WT -

den wurde, sah sıch dıe Landeskirche 1n Schleswig-Holstein Aaus
inneren und grenzpolitischen Gründen genotigt, dıe zwischen
Kırche un Schule bestehenden Streitfragen unverzüglıch einer
befriedigenden Lösung entgegenzuführen. Das geschah durch eine
zunäachst auf das Schuljahr 19924 befristete, aber, falls keine Kün-
digung erfolgen wurde, stillschweigend jeweıls eın weıteres
Jahr gültige „Vereinbarung VO 31 März 19924° In einer Ver-
sammlung des Landeselternbundes ın 1el Aprıl 1923, dıe
unter dem Vorsıtz VON Oberkonsistorialrat Dr Freiherr Heıintze
stattfand, wurde der Inhalt dieser Vereinbarung zwischen dem
Konsistorium, der Regierung un dem Provinzialschulkolleg1um
bereıts besprochen un:! erlautert. Sie sollte den bisherigen Stand
der Schule 1n Schleswig-Holstein festhalten, enn hieß CS 1m
ersten Absatz der Vereinbarung: „Die Schleswig-Holsteinische
Schule soll auch ın Zukunft die alte evangelisch-lutherische Schule
der Heimat se1ın, dıe 1in unseceremm Volkstum wurzelt, sıch durch
Jahrhunderte bewährt un: sıch als die uNsSseICIHN Volke anNngemCS-
SCNE orm bewılesen hat Sie ist die Regelschule, andere Schul-
tormen können LLUT auf besonderen Antrag eingeführt werden.
Sie steht, WI1E bisher, auch nıcht evangelischen Kındern often
(Art 1485,2 un 149,2 der Reichsverfassung). Fur die Beschulung
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konfessioneller Minderheiten ıst w1e bisher dorge tragen.“
eitere Satze dıe alleinıge Aufsicht des Staates ber
die Schule un die Durchführung der 1n Artikel 149 Abs un
der Reichsverfassung festgelegten Bestimmung, dafß der Keligi0ons-
unterricht 1in Übereinstimmung mıt den Grundsätzen der Kirche
erteıilt werden soll

Auf der Tagung der Landessynode VO  —$ 19928 ahm Präsident
VO  - Heıintze noch einmal dem Ausdruck „konfessionelle Schule“
Stellung un: führte azu AauS, dafß die Kirchenregierung darunter
die alte evangelisch-lutherische Schule verstehe. Hauptzweck der
Erklärung der Kırchenregierung se1 gegenüber der Verwirrung der
Begriffe die Feststellung der Schule als konfessionelle Schule Um
ber Mißverständnissen vorzubeugen, sSe1 ausdrücklich nıicht dıe
Bezeichnung „Bekenntnisschule“ gewählt worden. Andererseıts
aber se1 auch eın Zweifel darüber gelassen, daßß, WCNN in einem
küniftigen Reichsschulgesetz zwischen konfessioneller un (semein-
schaitsschule unterschieden wurde, unNnsCeTEC schleswig-holsteinische
Schule NUTr den konfessionellen Schulen zugerechnet werden könnte.

Andere Probleme, miıt denen sich nıcht NUuUr dıe Kirchenleitung,
sondern auch die kirchliche Verwaltungsbehörde beschäftigen
hatte, ergaben sıch Aaus den polıtischen, den wirtschaftlichen un:
den weltanschaulich-kulturellen Fragen der eit Die Notwendig-
keit, den übergroßen Kirchengemeinden durch dıie Errichtung

Pfarrstellen eıne bessere kırchliche Versorgung geben,
trat das Landeskirchenamt heran. Bischof Mordhorst erkannte
auf der Landessynode VOon 19928 diıe ernsten Bemühungen der
Beamten des Landeskirchenamts in dieser Richtung offentlich
Die Arbeit der Jugend, besonders auch der durch die Wiırt-
schaftskrise Ende der zwanzıger un: Begınn der dreißiger
Jahre ausgelöste Erwerbslosigkeit Junger Menschen, führte ZUT

Einrichtung VO  — Jugendpfarrämtern. In 1e] wurde der spatere
Bischof Wester 1in eın solches Amt berufen, miıt dem der Ver-
fasser dieses geschichtlıchen Rückblicks sıch 1931 auf eine Freizeit
jugendlicher Erwerbsloser 1M Landheim Bistensee begab, mıiıt
den Jugendlichen nıcht 1L1IUT diskutiert, sondern auch versucht
wurde, S1E durch praktische Arbeit VOT vollıger Verneinung, die
durch langes Fei:ernmüssen leicht eintrıtt, bewahren. Die Volks-
mi1ssion un auch dıe Offentlichkeitsarbeit der Kirche beıides
KEınrıchtungen des „Landesvereins tür Innere 1ssıon“ brauchten
die Miıttel für iıhre Arbeiten. Die kirchliche Behörde mu{fßte sS1e 1n
den Haushaltsplan verständıg, un ohne dafßi die Landeskirche
dadurch schr belastet wurde, einbauen. Am Januar 1930
wurde als Leiter des „Kvangelıschen Presseverbandes Schleswig-
Holstein“ ZU ersten Male eın hauptamtlicher Journalist beruten.
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Auch konnten die kirchlichen Stellen dem immer harter werden-
den Weltanschauungskampf nıcht untatıg zusehen. Die Protokolle
der Synoden, die Berichte 1n der ırchlichen Presse „Landes-
kirche”, „Volk un Kirche“ geben davon ihren Lesern e1InN-
gehend Kenntnis. Eine Verwaltungsbehörde, dıe nıicht LUr nach
juristischen Regeln iıhr Amt verwaltet, sondern zugleıch iıhre Auf-
gabe darın sieht, der VO  - der Kirche verkündeten Botschaft des
KEvangelıums Raum schaifen, bleibt natürlich VO  - allen diesen
Dıngen nıcht unberührt. So iıst CS verständlıch, dafß diese eıt
erfüllt WAar VO  ; dem Kıngen diese Probleme. Wenn die Kirche
auch „keine Regierungserklärungen” abzugeben hatte, stand S1e
doch miıtten 1im Strome der eıt un: versuchte, als „echte Volks-
kirche ber alle Klassen un: Stande hınweg” iıhren Dienst tun.

Das WAar nıcht 1Ur in Schleswig-Holstein 5 sondern uch in den
anderen Landeskirchen. Dadurch ergaben sich immer wiıeder Kon-
ferenzen un: Beratungen, denen dıe Beamten des Landes-
kirchenamtes teilzunehmen hatten. Auch mufte der „Entwurf
eines Vertrages zwiıischen dem preußßischen Staat un: den CEVan-

gelischen Landeskirchen Preußens“ ausgearbeıtet un: entsprechend
vorbereitet werden. Die Landessynode VO 1930 ermächtigte dıe
Kirchenregierung mıiıt der Fortführung dieser Verhandlungen. Auf
dem Gebiet der kırchlichen Presse richteten sıch die Bestrebungen
darauf, eine Kıirchenzeitung für das lutherische Niederdeutschland

schaffen, deren Verbreitungsgebiet dıe Landeskirchen Braun-
schweig, Hannover, Oldenburg, Hamburg-Bremen-Lübeck, Meck-
lenburg un Schleswig-Holstein se1n sollte. Am November 1930
erschıen ZU ersten Male die „Niederdeutsche Kirchenzeitung”.
Die bisherigen 1LLUTX 1m Raum eiıner Landeskirche erscheinenden
Blätter „Mecklenburgisches Kirchen- un: Zeıitblatt”, „Evangelische
Wahrheit“ (Hannover), „Kirchen- un Schulblatt“ un „Die Lan-
d_eskirche“ 1n Schleswig-Holstein stellten darauft ihr Erscheinen
C1IiMN

Von 19383 hıs 1945

So kam die eıt heran, steigende Arbeitslosigkeit, dıe acdız
kalisierung des polıtiıschen Kampfes un se1ıne Verlegung weıthın
auf die Straße SOWI1e dıe Ohnmacht der die Republık VO 919
tragenden Parteien einer Verschiebung der politischen Macht-
verhältnisse führten, dıe mıiıt dem ıeg des Nationalsozıialısmus
endete. Hıtler uübernahm 1933 die Macht, un das VO  — ıhm
nachst gebildete „Kabinett der nationalen Konzentration“ wich
bald der alleinıgen Herrschafit der Von dieser Umwand-
lung 1m politischen Bereich blieben auch dıe Kirchen nıcht
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berührt. Die CUu«CcC Machtkonstellation War „totalıtar sS1e ergriff
alle Bereiche des politischen, des geistigen un auch des relig1ösen
un kirchlichen Lebens un suchte sS1e 1m Sinne ıhrer „ Welt-
anschauung” umzubilden.

Die Synode, die September 1933 1n Rendsburg agte un
in der dıe Angehörigen der „Glaubensbewegung Deutsche hri-
sten dıe Mehrheıit hatten, wurde durch eın Grußwort des Präsıi-
denten des Landeskirchenamts Dr Freiherr VO  =) Heıintze dıe
nordschleswigschen Pastoren eröffnet. Eıs wurde annn weıter ber
den „Versuch der Bildung einer Kirche Niedersachsens“ SC-
sprochen, in der dıie Kirchen VO  e Hannover, Hamburg, Lübeck, den
beiden Mecklenburg, Braunschweıig, Bremen, Eutin, Oldenburg,
Schaumburg-Lippe un Schleswig-Holstein zusammengefalßt WT -
aen sollten. Dankesworte wurden den scheidenden Bischof

Mordhorst gerichtet. Die beiden Bischofsämter für Schleswig
und für Holstein wurden einem Amt unter dem Landesbischot
Adalbert Paulsen zusammengefaßt.

In der irchlichen Verwaltung trat insofern eine Veränderung
e1ın, als nunmehr in Ablehnung der bisherigen parlamentarıschen
orm eın „Landeskirchenausschufßs“ un daneben das Landes-
kirchenamt die Funktion der Kirchenleitung übernahmen. Dem
Landeskirchenausschufß gehörten 1934 Dr Freiherr VO  -
Heıintze als Vorsitzender, Kaufmann Aselmann, Vizepräsıdent
Christiansen, Propst Faust, Dr med Goldbeck-Löwe, V:  1Ze-
prasıdent Dr Kınder, Landesbischof Paulsen, Oberkonsistorialrat
Peperkorn, Konsistorialrat Rössing und Uberbürgermeıister Dr
Sievers. Mitglieder des Landeskirchenamts Freiherr VO  (
Heintze als Präsident, Dr Kınder un Christiansen als Vizeprası-
denten, Lange als Landessuperintendent für Lauenburg, ferner
dıe Oberkonsistorialräte (larstensen un Peperkorn, als Kon-
sıstorl1alraäate 1m Hauptamt Bührke und Dr Epha un als neben-
amtliche Konsıstorijalrate Propst Schmidt, Kiel, dıe Pastoren Niel-
SC  e un: Rössing, Kıel, un! Propst 5S1iemonsen, Altona.

|DITS 1mM Zuge der Vereinheitlichung des gesamten öffentlichen Le-
ens gebildete „Deutsche KEvangelische Kirche“ mıt Reichsbischof
un: Reichskirchenkanzlei 1eß dıe Landeskirche einem Glied
dieser Einheit werden, ihre Behörde erhielt VO  —$ Berlın AQus ZCI1-
trale AÄAnweisungen durch dıe Kirchenkanzlei un: spater durch das
Reichsministerium für dıe kiırchlichen Angelegenheiten. Innere
Spannungen un! Richtungskämpfe erschwerten oft einen FC-
ordneten Verwaltungsgang. 1935 wurde der Landeskirchenaus-
schufß bereıts insoweıt umgebildet, als ıhm neben dem Landes-
bischof ZWEeE] Vertreter der Bekennenden Kirche, Zwel Vertreter der
„Lutherischen Kameradschaft“ un der Senatspräsident ber-
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landesgericht, Stutzer, angehörten. D. Dr Freiherr VO  - Heintze
wollte diese Entwicklung nıcht weıter mitmachen un trat 1936
VO  e seinem Posten als Präsident des Landeskirchenamts zurück.
ehn Jahre spater, März 1940, ist 1n Neumüunster RC-
storben. Als dıe Präsidentenstelle verwalst WAaTr, berief der Lan-
deskirchenausschufßfß den bisherigen Vizeprasıdenten Dr Christian
Kınder ZU kommissarıschen Präsiıdenten, der ann durch end-
gültıge Ernennung VO Jahre 1938 Präsident des Landeskirchen-
amts wurde. Kinder ist Schleswig-Holsteiner VO  - Herkunftit un:
Geburt. Er wurde in Plön MaijI 1897 als Sohn des die
Heimatgeschichte unseTres Landes schr verdienten Bürgermeısters
Johann Kınder geboren un!: hatte VO Vater- und Mutterseıite
eine echte evangelısch-lutherische Haltung mitbekommen. Nach
dem Jurastudium und einer Tätigkeit als Amtsrichter 1n Barm-
stedt un Irıittau SOW1e als Anwalts- und Notarvertreter kam
1925 in das Landeskırchenamt un kannte seıit dieser eıt die
Fragen und Probleme SOWI1e die Arbeitsweise des Landeskirchen-
amts aus eigener Anschauung.

Es ist 1U nıcht möglıch, 1m Rahmen dieser Darstellung ber
die Geschichte des Konsistoriums un se1nes Nachfolgers, des
Landeskirchenamts, eine Kirchengeschichte ber die etzten dreißig
Jahre schreiben. Dazu bedarf eınes eingehenden Studiums
Von Akten un Vorgängen, die heute och nıcht restlos greifbar
sınd, vielfach sich auch noch in persönlıchem Besıtz behinden. Des-
halb soll 1er jetzt LUr chronologisch eıne kurze Zusammenfassung
der wichtigsten Ereignisse folgen, miıt denen die Verwaltungs-
ehörde sıch beschältigen hatte Wer ber die eıt VO  — 1933 bıs
1945 sıch eingehender unterrichten möchte, sEe1 verwıesen auf dıe
beiden ZUT Greschichte der Kırche dieser Jahre erschienenen Bücher:
Johannes Bielteldt „Geschichte des Kirchenkampfes 1ın Schleswig-
Holstein“ un Christian Kınder „Neue Beıtrage ZUFT Greschichte der
evangelıschen Kirche in Schleswig-Holstein und 1m eıich 19924
bis

Litwa seıit den Jahren 1935 un 1936 Wal 1n der eine
verstärkte Radikalisierung des politischen Lebens durch elt-
anschauliche un rassısch bedingte Forderungen un Mafsnahmen

beobachten, dıe den ursprüngliıch 1mM Programm der Partei ent-
haltenen Satz 95  16 Partei vertritt den Standpunkt eines posıtıven
Christentums, ohne sıch eın estimmtes Bekenntnis binden”,
außer Kurs etzten Das führte Bedrängnissen auch für
die kırchliche Verwaltung. So ıtt die Offentlichkeitsarbeit unter
einer zunehmenden Beschneidung des Lebensraumes der kırch-
'lichen Presse durch die Einschränkung der Papierlieferung, iıhre
Schriftleiter erhielten Verwarnungen un!:! Verweise durch dıe
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Reichspressekammer un das Reichspropagandaministerium. Die
landeskirchlichen Einrichtungen christlıiıcher Liebestaätigkeıit wurden
bedrängt in ihrer Arbeit un 1N ıhren Mitteln beschnitten. Organı-
satıonen, die der Kırche feindlich gegenüberstanden, W1€ die
„Deutsche Glaubensbewegung” und die sogenannte Ludendorff-
bewegung, erfreuten sıch demgegenüber in zunehmendem aße
der Grunst der Parteidienststellen.

Der Ausbruch des Zweıten Weltkrieges 1939 traf die kirchliche
Verwaltungsbehörde in dem gleichen Maße wWw1e die anderen
Dienststeilen 1n Preußen un: 1m eich Von iıhren Miıtarbeitern
wurde neben dem Präsidenten eine Reihe ZUuU Heeresdienst e1n-
SEZOSCNH, un: dıe 1ın jel verbleibenden bekamen bald durch die
Luftangriffe den Ernst der Lage spuren. Das Gebäude des Lan-
deskirchenamts erlitt bei einem Luftangriff Januar 1944
einen JTotalschaden, der die Evakujerung der Verwaltung nach
Timmendorfer Strand erforderlıch machte 1er fand das Amt
VO Januar 1944 bis ZU 17 Januar 1946 eine Unterkuntftt.
Präsıdent Dr Kınder, der gleich Begınn des Krieges eingezogen
worden WAäl, wurde 19453 endgültig AaUuUs der Wehrmacht entlassen.
Im gleichen Jahre gab sein kirchliches Amt ab un: übernahm
dıe Stelle des Kurators der Christian-Albrechts-Universitat
1e1 ein Nachfolger wurde der bisherige Vizepräsıdent Herbert
Bührke, geboren ın Posen Oktober 1891 als Sohn des Aka-
demischen Zeichenlehrers iılhelm Bührke. Er hat 1ın Göttingen
un in Halle Rechtswissenschaft studcıert. Nach se1iner Ernennung
ZU Konsistorialrat 1m Jahre 1925 durchlief dıe einzelnen Sta-
tionen bis ZU Vizepräsidenten des Landeskirchenamts. Von 1944
bis 1954 ist Bührke ann Präsident SCWECSCH. Von den haupt-
amtlıchen Dezernenten des Amtes kehrte Konsistorialrat Dr
undram nıcht mehr aus dem Kriege zurück. Er wurde 1im Osten
vermiı%6t.

Seıt 1945

Das nde des Krieges mıt der völlıgen Kapitulatıon, der weıt-
gehenden Zerstorung kirchlicher Gebäude un dem Schalten der
Besatzungsmacht SsSOWw1e dem KEınstromen der Flüchtliınge un
Heimatvertriebenen, darunter auch viele Pastoren un geistliche
Amtstrager, nach Schleswig-Holstein stellte die Kirchenbehörde
VOT CuU«C und schwere Aufgaben. Ihre Lösung War ın der eıt der
wirtschaftlichen Not, der Geldentwertung un dem Durcheinander
aller Verhältnisse nıcht leicht Die Synode VO  — 1945 versuchte die
kirchenregimentlichen Fragen insotern wıeder ordnen, als dıe
Synodalordnung wieder eingerichtet wurde un als Bischöfe f}  ur
Schleswig un für Holstein Wester und Halfmann berufen
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wurden. Für das Landeskirchenamt mußÖte in 1el wieder eıne
euUEC Bleibe gefunden werden. Sie bot siıch zunächst 1in einem kirch-
lıchen Gebäude 1n der Körnerstraße d das Amt zehn Jahre
lang untergebracht FEWESCH ıst, bis es annn D Dezember 1956
den Neubau der Dänischen Straße beziehen konnte.

Erst allmählich, nachdem sich die wirtschaftlichen Verhältnisse
in Stadt und and wıeder stabilisiert hatten un das politische
Leben in der Demokratie seinen geordneten Gang lief, konnte
INa  — die Lösung VO  - Aufgaben herangehen, die sıch Aaus dem
Verhäaltnis VO  — Staat und Kirche, Aaus dem iınnerkirchlichen Rechts-
leben und der Ordnung, Aaus dem Wiederautbau zerstorter Kirchen
un Pfarrhäuser un Aaus der Versorgung NC  en un: schnell wach-
sender Siedlungsgebiete mıt Pfarrern un Gemeindezentren e_

gaben.
Zuerst kam einmal darauf d dem iırchlichen Leben wieder

eine rechtsgültige OÖrdnung geben, die die Befugnisse der e1nN-
zeinen Urgane bestimmte un: dıe in der NS-Zeıt aufgehobene
synodale Verfassung wieder herstellte. Das Landeskirchenamt
hatte für diese CUuU«C „Rechtsordnung” die Vorarbeiten eısten.
Das geschah schon während der Amtszeıt VO  — Präsident Bührke.
Nachdem ann dieser Februar 1954 ıIn 1e] gestorben WAäarL,
trat Dr Oskar Epha seine Nachfolge Er ist November
1901 geboren, studıerte Rechtswissenschaft in 1e1 un 1 übıngen
un gehörte nach seiner juristischen Ausbildung dem Landes-
kiırchenamt zuerst se1t 1927 als juristischer Hıltfsarbeiter un seı1t
9929 als Konsistorialassessor 1933 wurde Konsistorialrat
un 1948 Oberkonsistorialrat. Unter seiner Präsidentschaft wurde

Maıiı 1958 die Cu«c Rechtsordnung erlassen. Sie trat die
Stelle der Kirchenverfassung VO  — 1924 und hat damıt dem kirch-
lıchen Verfassungsleben wieder eıne ecue Grundlage gegeben.

Die zweıte größere Angelegenheit, die dıe Kirchenverwaltung
vorzubereıten un regeln hatte, betraft das Verhältnis VO  —
Kıirche un Staat Die gegenseıtigen Rechtsangelegenheiten muflß-
ten, nachdem S1 in der „Bundesrepublik Deutschland”“ der CHtc
Staat mıt den einzelnen Ländern, denen die Kulturhoheit zustand,
konstituiert hatte, vertragsmäliig geordnet un gegeneinander
abgegrenzt werden. So kam CS ZU Abschlufß eines Staatskirchen-
vertirages zwischen dem and Schleswig-Holstein un der Landes-
kirche Dieses Vertragswerk ist Aprıl 1957 in Kraft SC-
treten

Dr Kpha hat das Landeskirchenamt bis 1964 geleitet, 1n diesem
Jahre irat in den Ruhestand. Seitdem ist der jetzıge Präasıdent,
Dr. Erich Grauheding, der Leiter der ırchlichen Verwaltungs-
behörde.
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